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1. Mitteilungen 

 

Geschäftsordnung 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wünschen Sie das Wort zur Geschäftsliste? Dies 

ist nicht der Fall. Wir fahren fort wie vorgesehen. 

 

Antworten auf Anfragen 

Ratspräsident Jürg Sulser: Der Regierungsrat hat uns die Antworten auf 

sechs Anfragen zugestellt: 

– KR-Nr. 274/2024, Der Freiverlad in Bülach schneidet die Bevölkerung 

vom direkten Zugang zur Stadt ab 

 David John Galeuchet (Grüne, Bülach), Wilma Willi (Grüne, Stadel) 

– KR-Nr. 301/2024, Das Weinland als Abfallkübel des Kantons Zürich 

 Martin Farner-Brandenberger (FDP, Stammheim), Paul Mayer (SVP, 

Marthalen) 

– KR-Nr. 303/2024, Aufführung im Schiffbau «Die Verwandlung» von 

Franz Kafka 

 Hans Egli (EDU, Steinmaur), Roger Cadonau (EDU, Wetzikon), Thomas 

Lamprecht (EDU, Bassersdorf) 

– KR-Nr. 318/2024, Stand der Ausbreitung der Blauzungenkrankheit im 

Kanton Zürich 

 Sandra Bossert (SVP, Wädenswil), Ruth Büchi-Vögeli (SVP, Elgg) 

– KR-Nr. 342/2024, Unverschuldet in finanzielle Not geratene Breitensport-

vereinen kann nicht geholfen werden? 

 Christoph Fischbach (SP, Kloten), Daniel Wäfler (SVP, Gossau), Alexan-

der Jäger (FDP, Zürich),  

– KR-Nr. 367/2024, Verbesserung der Sicherheit an Bahnhöfen 

 Jacqueline Hofer (SVP, Dübendorf), René Isler (SVP, Winterthur) 

 

Zuweisung von neuen Vorlagen 

Zuweisung an die Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt: 
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– Beschluss des Kantonsrates über die Genehmigung der Abrechnung 

des Objektkredites für den Ausbau des Aabachs in Uster 

 Vorlage 5246a 

Zuweisung an die Kommission für Wirtschaft und Abgaben: 

– Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 238/2021 betreffend 

Mehr Biodiversität entlang von Velowegen, Strassenbegleitflächen 

und Lärmschutzwänden 

 KR-Nr. 238a/2021 

Zuweisung an die Kommission für Planung und Bau: 

– Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 411/2022 betreffend 

Einführung Standards (Holz-)Modulbauten für Bildungsprovisorien 

 KR-Nr. 411a/2022 

 

Sitzungsplanung 

Ratspräsident Jürg Sulser: Ich möchte Ihnen noch folgende Mitteilungen be-

treffend Fahrplan heute mitgeben: Wir haben nachher zuerst vier geheime 

Wahlen (KR-Nrn. 250/2024, 253/2024, 254/2024 und 255/2024). Ich werde 

zuerst die vier geheimen Wahlen machen und bitte Sie, im Saal zu bleiben 

und nicht hinauszugehen, damit wir sehr effizient vorwärtskommen. Nach-

her beginnen wir mit dem Budget der Baudirektion. Mein Ziel ist, dass wir 

bis heute Abend fertig sind und morgen nicht mehr kommen müssen. Ich 

hoffe, dass Sie effizient mitmachen und mit mir zusammen das Ziel erreichen 

möchten. 

 

2. Wahl eines Mitglieds des Handelsgerichts  

für Ursula Suter 

Antrag der Interfraktionellen Konferenz 

KR-Nr. 250/2024 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Diese Wahl wird gemäss Paragraf 125 des Kan-

tonsratsgesetzes im geheimen Verfahren durchgeführt.  

 

Markus Schaaf (EVP, Zell), Präsident der Interfraktionellen Konferenz 

(IFK): Die Interfraktionelle Konferenz schlägt Ihnen zur Wahl vor:  

 

  Marc Schwitter, Zürich. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wird der Vorschlag vermehrt? Das ist nicht der 

Fall. Dann schreiten wir zur Wahl. Die Türen sind zu schliessen. Ich mache 
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darauf aufmerksam, dass im Saal und auf der Tribüne ein Foto- und Film-

verbot herrscht.  

Zur Ermittlung der Präsenz bitte ich Sie, die Taste «1» zu drücken. Wir ge-

hen folgendermassen vor: Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler ver-

teilen auf mein Zeichen hin die Stimmzettel und sammeln diese auf mein 

Zeichen hin wieder ein. Sie sind gebeten, an Ihren Plätzen zu bleiben, bis ich 

das Zeichen gebe, dass alle Stimmzettel eingesammelt sind.  

Es sind 166 Ratsmitglieder anwesend. Die Wahlzettel können jetzt ausgeteilt 

werden.  

Ich bitte die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler, die Wahlzettel wieder 

einzusammeln. Ich beantrage Ihnen, die Auszählung innerhalb des Ratssaals 

durchzuführen. Sie sind damit einverstanden.  

 

 

Die geheim vorgenommene Wahl ergibt folgendes Resultat: 

Anwesende Ratsmitglieder 166 

Eingegangene Wahlzettel 166 

Davon leer 0 

Davon ungültig 3 

Massgebende Stimmenzahl 163 

Absolutes Mehr 83 

Gewählt ist Marc Schwitter mit 163 Stimmen 

Vereinzelte 0 Stimmen 

Gleich massgebende Stimmenzahl von 163 Stimmen 

 

Ich gratuliere Marc Schwitter zur ehrenvollen Wahl und wünsche viel Erfolg 

und Befriedigung im Amt.  

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

3. Wahl eines Mitglieds des Handelsgerichts  

für Jean-Marc Bovet 

Antrag der Interfraktionellen Konferenz 

KR-Nr. 253/2024 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Diese Wahl wird gemäss Paragraf 125 des Kan-

tonsratsgesetzes im geheimen Verfahren durchgeführt.  
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Markus Schaaf (EVP, Zell), Präsident der Interfraktionellen Konferenz 

(IFK): Die Interfraktionelle Konferenz schlägt Ihnen zur Wahl vor:  

 

  Philipp Ruckstuhl, Erlenbach. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wird der Vorschlag vermehrt? Das ist nicht der 

Fall. Dann schreiten wir zur Wahl. Die Türen sind zu schliessen. Ich mache 

darauf aufmerksam, dass im Saal und auf der Tribüne ein Foto- und Film-

verbot herrscht.  

Zur Ermittlung der Präsenz bitte ich Sie, die Taste «1» zu drücken. Wir ge-

hen folgendermassen vor: Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler ver-

teilen auf mein Zeichen hin die Stimmzettel und sammeln diese auf mein 

Zeichen hin wieder ein. Sie sind gebeten, an Ihren Plätzen zu bleiben, bis ich 

das Zeichen gebe, dass alle Stimmzettel eingesammelt sind.  

Es sind 164 Ratsmitglieder anwesend. Die Wahlzettel können jetzt ausgeteilt 

werden.  

Ich bitte die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler, die Wahlzettel wieder 

einzusammeln. Ich beantrage Ihnen, die Auszählung innerhalb des Ratssaals 

durchzuführen. Sie sind damit einverstanden.  

 

Die geheim vorgenommene Wahl ergibt folgendes Resultat: 

Anwesende Ratsmitglieder 164 

Eingegangene Wahlzettel 164 

Davon leer 0 

Davon ungültig 2 

Massgebende Stimmenzahl 162 

Absolutes Mehr 82 

Gewählt ist Philipp Ruckstuhl mit 162 Stimmen 

Vereinzelte 0 Stimmen 

Gleich massgebende Stimmenzahl von 162 Stimmen 

 

Ich gratuliere Philipp Ruckstuhl zur ehrenvollen Wahl und wünsche viel Er-

folg und Befriedigung im Amt.  

 

Das Geschäft ist erledigt. 
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4. Wahl eines Mitglieds des Handelsgerichts 

für Hans-Jürg Roth 

Antrag der Interfraktionellen Konferenz 

KR-Nr. 254/2024 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Diese Wahl wird gemäss Paragraf 125 des Kan-

tonsratsgesetzes im geheimen Verfahren durchgeführt.  

 

Markus Schaaf (EVP, Zell), Präsident der Interfraktionellen Konferenz 

(IFK): Die Interfraktionelle Konferenz schlägt Ihnen zur Wahl vor:  

 

  Bettina Rychener, Horgen. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wird der Vorschlag vermehrt? Das ist nicht der 

Fall. Dann schreiten wir zur Wahl. Die Türen sind zu schliessen. Ich mache 

darauf aufmerksam, dass im Saal und auf der Tribüne ein Foto- und Film-

verbot herrscht.  

Zur Ermittlung der Präsenz bitte ich Sie, die Taste «1» zu drücken. Wir ge-

hen folgendermassen vor: Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler ver-

teilen auf mein Zeichen hin die Stimmzettel und sammeln diese auf mein 

Zeichen hin wieder ein. Sie sind gebeten, an Ihren Plätzen zu bleiben, bis ich 

das Zeichen gebe, dass alle Stimmzettel eingesammelt sind.  

Es sind 166 Ratsmitglieder anwesend. Die Wahlzettel können jetzt ausgeteilt 

werden.  

Ich bitte die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler, die Wahlzettel wieder 

einzusammeln. Ich beantrage Ihnen, die Auszählung innerhalb des Ratssaals 

durchzuführen. Sie sind damit einverstanden.  

 

Die geheim vorgenommene Wahl ergibt folgendes Resultat: 

Anwesende Ratsmitglieder 166 

Eingegangene Wahlzettel 166 

Davon leer 0 

Davon ungültig 1 

Massgebende Stimmenzahl 165 

Absolutes Mehr 83 

Gewählt ist Bettina Rychener mit 165 Stimmen 

Vereinzelte 0 Stimmen 

Gleich massgebende Stimmenzahl von 165 Stimmen 

 

Ich gratuliere Bettina Rychener zur ehrenvollen Wahl und wünsche viel Er-

folg und Befriedigung im Amt.  
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Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

5. Wahl eines Mitglieds des Handelsgerichts 

für Daniel Hüssy 

Antrag der Interfraktionellen Konferenz 

KR-Nr. 255/2024 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Diese Wahl wird gemäss Paragraf 125 des Kan-

tonsratsgesetzes im geheimen Verfahren durchgeführt.  

 

Markus Schaaf (EVP, Zell), Präsident der Interfraktionellen Konferenz 

(IFK): Die Interfraktionelle Konferenz schlägt Ihnen zur Wahl vor:  

 

  Thomas Szucs, Zollikon. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wird der Vorschlag vermehrt? Das ist nicht der 

Fall. Dann schreiten wir zur Wahl. Die Türen sind zu schliessen. Ich mache 

darauf aufmerksam, dass im Saal und auf der Tribüne ein Foto- und Film-

verbot herrscht.  

Zur Ermittlung der Präsenz bitte ich Sie, die Taste «1» zu drücken. Wir ge-

hen folgendermassen vor: Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler ver-

teilen auf mein Zeichen hin die Stimmzettel und sammeln diese auf mein 

Zeichen hin wieder ein. Sie sind gebeten, an Ihren Plätzen zu bleiben, bis ich 

das Zeichen gebe, dass alle Stimmzettel eingesammelt sind.  

Es sind 166 Ratsmitglieder anwesend. Die Wahlzettel können jetzt ausgeteilt 

werden.  

Ich bitte die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler, die Wahlzettel wieder 

einzusammeln. Ich beantrage Ihnen, die Auszählung innerhalb des Ratssaals 

durchzuführen. Sie sind damit einverstanden.  

 

Die geheim vorgenommene Wahl ergibt folgendes Resultat: 

Anwesende Ratsmitglieder 166 

Eingegangene Wahlzettel 165 

Davon leer 14 

Davon ungültig 5 

Massgebende Stimmenzahl 146 

Absolutes Mehr 74 

Gewählt ist Thomas Szucs mit 146 Stimmen 
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Vereinzelte 0 Stimmen 

Gleich massgebende Stimmenzahl von 146 Stimmen 

 

Ich gratuliere Thomas Szucs zur ehrenvollen Wahl und wünsche viel Erfolg 

und Befriedigung im Amt.  

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

6. Festsetzung Budget für das Rechnungsjahr 2025 

Antrag des Regierungsrates vom 28. August 2024, Nachtrag vom 25. Sep-

tember 2024 und Antrag der Finanzkommission vom 21. November 2024 

Vorlage 5978b (Fortsetzung der Beratung) 

 

Baudirektion 

 

Leistungsgruppe 8000, Generalsekretariat 

27 Antrag KPB/FIKO:  

Verbesserung: Fr. 800'000  

Das Stellenwachstum beim Generalsekretariat soll nicht höher ausfallen als 

das Wachstum der Bevölkerung des Kanton Zürich (1,5%). 

 

27a Minderheitsantrag Thomas Schweizer, Theres Agosti Monn, Jonas 

Erni, Andrew Katumba und Wilma Willi (KPB): 

Gemäss Antrag des Regierungsrates. 

 

Barbara Franzen (FDP, Niederweningen), Präsidentin der Kommission für 

Planung und Bau (KPB): Aus der KP B sind dieses Jahr drei Mehrheitsan-

träge hervorgegangen, die den Stellenetat bei verschiedenen Ämtern zum 

Thema machen, so in der Leistungsgruppe 8000, Generalsekretariat (GS), 

das ist der erste hier vorliegende Antrag, dann die Leistungsgruppe 8300, 

Amt für Raumentwicklung, und Leistungsgruppe 8700, Amt für Immobilien, 

und ich spreche ganz kurz hier zu all diesen Anträgen der KPB: 

Der Gedanke hinter den einzelnen beantragten Kürzungsanträgen, die eine 

Mehrheit in der KPB und der FIKO (Finanzkommission) gefunden haben, 

ist, dass das Stellenwachstum mit dem Bevölkerungswachstum im Kanton 

gekoppelt werden soll, konkret an das Bevölkerungswachstum des letzten 

Jahres, namentlich an 1,5 Prozent. So soll der Stellenetat nicht mehr als das 

Bevölkerungswachstum im Kanton zunehmen. Das führt kumuliert bei den 
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drei erwähnten Leistungsgruppen zu einer Reduktion von 2 Millionen Fran-

ken, verteilt auf 800'000 Franken beim Generalsekretariat, 300'000 Franken 

beim ARE (Amt für Raumentwicklung) und 900'000 Franken beim Amt für 

Immobilien. Explizit sollen die Stellen durch das Setzen von Entwicklungs-

schwerpunkten eingespart werden. 

Eine Minderheit aus SP und Grünen hingegen empfiehlt Zustimmung zum 

Antrag des Regierungsrates und möchte damit sicherstellen, dass genügend 

Personal für alle sich in der Pipeline befindenden Projekte zur Verfügung 

steht. Sie wehrt sich überdies grundsätzlich gegen das aus ihrer Sicht unnö-

tige Bremsen des Stellenwachstums. Besten Dank. 

 

Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen): Das Verhältnis zwischen Stellen-

wachstum und Bevölkerungswachstum ist im Jahresvergleich 2024 bis 2025 

keine sinnvolle Kennzahl für die Beurteilung des Stellenwachstums; das ha-

ben wir bei der Bildungsdirektion schon durchexerziert und gilt auch für die 

Baudirektion. Eine punktuelle Anwendung der Kongruenz von Stellen und 

Bevölkerungswachstum auf einzelne Leistungsgruppen und ein einzelnes 

Budgetjahr ist nicht sinnvoll. Das Stellenwachstum des Generalsekretariats 

ist im KEF (Konsolidierter Entwicklungs- und Finanzplan) auf der Seite 269 

begründet. Es handelt sich um konkrete, vom Regierungsrat bewilligte Pro-

jekte und Stellen. Es geht um 4,5 Stellen bei der Digitalisierung und digitalen 

Transformation und um 2,8 Stellen für mehr amts- und koordinationsüber-

greifende Aufgaben. 

Neben der Zunahme der Bevölkerung haben wir eben auch eine starke Zu-

nahme der Komplexität. Wir haben durch den Klimawandel und die Folgen 

von Hochwasserereignissen zum Beispiel neue Aufgaben, für die eine si-

chere und zielführende Lösung gesucht werden muss. Das muss staatlich 

moderiert und koordiniert werden. Ich hoffe, dass seit der Abstimmung in 

der Kommission die Erkenntnis auch bei anderen Parteien gewachsen ist und 

sie zu den Unterstützern des Minderheitsantrags wechseln. 

Wenn die bürgerliche Mehrheit eine Verringerung des Stellenwachstums 

will, so rate ich, weniger Vorstösse einzureichen, denn auch diese werden 

durch die Mitarbeitenden des Generalsekretariats bearbeitet. Bitte stimmen 

Sie unserem Antrag 27a zu. 

 

Theres Agosti Monn (SP, Turbenthal): Die SP unterstützt den Minderheits-

antrag. Erstens ist der Grossteil der Stellen im GS, im Generalsekretariat, 

bedingt durch laufende und bewilligte Projekte. Zweitens wurden Stellen 

von anderen Ämtern übertragen. Und drittens fallen im Generalsekretariat 

mehr amts- und direktionsübergreifende Aufgaben an. Sie sehen, dies sind 
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operative Angelegenheiten. Es ist nicht Aufgabe des Kantonsrates, ins Ope-

rative einzugreifen. Bleiben Sie beim Strategischen und lehnen Sie diesen 

Sparantrag ab. Danke. 

 

Simon Vlk (FDP, Uster): Der Stellenetat des Generalsekretariats der Baudi-

rektion soll auf das nächste Jahr um 7,5 Prozent ansteigen. Das ist fünfmal 

höher als das Bevölkerungswachstum des Kantons Zürich. Der Rückblick in 

die vergangenen fünf KEF-Perioden zeigt auf, dass das überproportionale 

Stellenwachstum beim Generalsekretariat nicht die Ausnahme ist, sondern 

viel eher die Regel. Arbeiteten vor fünf Jahren erst 70 Personen im Sekreta-

riat, sollen nächstes Jahr bereits deren 92 sein. Das sind 31 Prozent mehr 

Stellen als 2020, und das, notabene, in der Kernverwaltung. Sollte das Sek-

retariat im gleichen Stil exponentiell weiterwachsen, dann kommt es bereits 

in wenigen Jahren, in acht oder neun Jahren, um genau zu sein, sage und 

schreibe zu einer Verdoppelung des Stellenetats gegenüber 2020. Es wäre 

deshalb dringlich angebracht, im Sekretariat Priorisierungen vorzunehmen, 

so zum Beispiel bei der Digitalisierung, wo mal wieder mehrere neue, zu-

sätzliche Stellen eingeplant wurden. Ein Digitalisierungsprojekt scheint das 

nächste zu jagen. Bevor die alten Projekte abgeschlossen sind, beginnen pa-

rallel bereits die neuen. Nicht alles muss immer gleichzeitig und sofort ge-

macht werden.  

Zum Schluss, damit keine Missverständnisse entstehen: Die FDP möchte 

keine Stellenreduktion erwirken, sondern lediglich die überproportionale 

Stellenzunahme etwas abfedern, dies im Sinne eines moderateren Wachs-

tums. Bitte unterstützen Sie unseren Antrag und Danke für Ihre Aufmerk-

samkeit. 

 

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Rechenschieberoptik und Kennzah-

len sind wichtig. In der Politik sollte aber eigentlich nicht nur dies der Fall 

sein, sondern auch eine inhaltliche Auseinandersetzung ist notwendig. Hier 

geht es um Digitalisierungsprojekte und insbesondere auch um ein kantona-

les Kompetenzzentrum für das Projektmanagement. Das entspricht eigent-

lich genau unserer Forderung, die wir aufstellen, dass solche Aufgaben 

zentralisiert werden. Und auch wenn es jetzt in der Baudirektion zentralisiert 

wird und nicht im AFI (Amt für Informatik), ist das aus unserer Sicht sinn-

voll, weil dort, in der Baudirektion, am meisten Projekte umgesetzt werden, 

dort also auch die grösste Kompetenz vorhanden ist. In diesem Sinne unter-

stützen wir den Minderheitsantrag, denn wir wollen in diesen Punkt hier wei-

terkommen. 
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Michael Bänninger (EVP, Winterthur): Wir von der EVP sind der Meinung, 

dass die zu erledigenden Aufgaben und Herausforderungen nicht immer in 

direktem Zusammenhang mit dem Bevölkerungswachstum stehen müssen. 

Wir anerkennen deshalb, dass die Baudirektion im Generalsekretariat und 

auch beim Immobilienamt mehr Stellen benötigt, und werden diesen auch 

zustimmen, sprich die Minderheitsanträge unterstützen. Besten Dank. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Es ist zwar unserer Meinung nach durchaus 

eine sinnvolle Kennzahl, wenn man das Stellenwachstum mit dem Bevölke-

rungswachstum vergleicht. Jedoch muss man grundsätzlich nicht nur das 

Wachstum anschauen, sondern dieses auch in Kongruenz zu den anfallenden 

Arbeiten und Aufgaben stellen, die an der ehemaligen Stelle zu erledigen 

sind. Wir haben dies gemacht und sehen, dass in der Baudirektion einiges an 

Arbeit anfällt, und hierfür braucht das auch entsprechende Ressourcen. Wir 

werden daher diesen Budgetantrag ablehnen. 

 

Regierungsrat Martin Neukom: Dieser Antrag will 800'000 Franken in der 

Leistungsgruppe 8000 des Generalsekretariats streichen. Die Absicht und die 

Begründung sind aus meiner Sicht verständlich, dass man das in Relation 

zum Bevölkerungswachstum setzt. Es wurde aber bereits gesagt, das Bevöl-

kerungswachstum ist nicht das einzige Kriterium, sondern das relevante Kri-

terium, ob man mehr Stellen braucht oder nicht, ist das Aufgabenwachstum, 

welche Aufgaben erfüllt werden müssen. Und diese Vereinfachung, das 

heisst diese Betrachtung in Relation zum Bevölkerungswachstum, diese Ver-

einfachung führt zu gewissen Fehlschlüssen. Der erste Fehlschluss ist, dass 

1,8 Stellen intern verschoben wurden. Aus meiner Sicht ist das eine sehr 

sinnvolle Angelegenheit, wenn man Stellen intern verschiebt statt neue 

schafft. Das heisst, man hat in allen Ämtern Stellenprozentresten zusammen-

gekratzt, um beim GS 1,8 neue Stellen zu schaffen. Das sind diejenigen, die 

Sie jetzt streichen wollen. Das hätten Sie mindestens herausrechnen sollen, 

diese 1,8.  

Und dann zum zweiten Teil, da kann man unterschiedlicher Meinung sein. 

Die zweiten Stellen sind Digitalisierungsstellen, das sind drei wesentliche 

Projekte: Das ist Building Information Modeling, das ist die Zukunft des di-

gitalen Bauens, das sind die digitalen Zwillinge – auch das hat sehr stark mit 

dem Bauen zu tun – und das Gebäudeleitsystem. Da geht es darum, dass wir 

künftig die Gebäude zentral steuern können, was auch dazu beitragen kann, 

die Kosten zu senken. Sie sehen also, diese Digitalisierungsprojekte und 

diese Stellen sind kein Wachstum, das direkt mit dem Bevölkerungswachs-

tum zusammenhängt, sondern mit der Digitalisierung. Und Digitalisierung 

ist etwas, was vielfach gefordert und gewünscht wird in der Politik. Leider 
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geht das natürlich nicht ohne Ressourcen. Deshalb bitte ich Sie, diesen An-

trag abzulehnen. Besten Dank. 

 

Abstimmung 

Der Mehrheitsantrag 27 der KPB/FIKO wird dem Minderheitsantrag 

27a von Thomas Schweizer gegenübergestellt. Der Kantonsrat stimmt 

dem Minderheitsantrag von Thomas Schweizer mit 89 : 86 Stimmen (bei 

0 Enthaltungen) zu.  

 

28 Antrag KPB/FIKO 

Verbesserung: Fr. 5'000'000  

Durch einen tieferen Übertrag von 5 Mio. Franken in den Natur- und Hei-

matschutzfonds (NHF) kann das Kantonsbudget entlastet und andere drin-

gende Investitionen (Unterhalt, Infrastrukturbauten) ausgeführt werden. Der 

Fondsbestand ist in den letzten 4 Jahren (2019-2023) um knapp 20 Mio. 

Franken angestiegen und weist mit einem Bestand von 25,5 Mio. Franken 

genügend Reserven für seine Aufgaben auf.  

 

Barbara Franzen (FDP, Niederweningen), Präsidentin der KPB: Die Mehr-

heit der KPB, bestehend aus SVP, FDP und Mitte, beantragt Ihnen, 2025 

einen tieferen Übertrag in den Natur- und Heimatschutzfonds vorzunehmen. 

Dieser Übertrag soll um 5 Millionen Franken reduziert werden. Die Mehrheit 

wehrt sich nicht grundsätzlich gegen einen Übertrag. Sie ist aber der Mei-

nung, dass der Fondsbestand in den letzten Jahren um knapp 20 Millionen 

angestiegen ist und deshalb genügend Reserven im Fonds eingelegt seien, 

um den Verpflichtungen aus dem Gegenvorschlag zur Naturinitiative nach-

zukommen. Diese Verpflichtung wird grundsätzlich nicht in Zweifel gezo-

gen.  

Eine Minderheit aus SP, Grünen und GLP wehrt sich gegen die Kürzung und 

empfiehlt Zustimmung zum Antrag der Regierung. Sie ist der Meinung, dass 

der Fondsbestand keine entsprechende Kürzung verträgt, weil dringende 

Massnahmen im Bereich Natur- und Umweltschutz anstünden. Die Reduk-

tion würde dazu führen, dass es nicht mehr möglich wäre, auf unvorhergese-

hene Projekte zu reagieren. Danke.  

 

28a Minderheitsantrag Theres Agosti Monn, Jonas Erni, Andrew Ka-

tumba, Daniel Rensch (i. V. von Nathalie Aeschbacher), Thomas Schwei-

zer, Christa Stünzi (i. V. von Thomas Wirth) und Wilma Willi (KPB): 

Gemäss Antrag des Regierungsrates. 

→ Folgeantrag in LG 8910 Natur- und Heimatschutzfonds 
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Theres Agosti Monn (SP, Turbenthal): Ich spreche zu 28a, zur Leistungs-

gruppe 8000, und zum Folgeantrag in Leistungsgruppe 8910. Der Natur im 

Kanton Zürich geht es schlecht und die Biodiversität nimmt markant ab. 

Dem müssen wir entgegentreten. Gemäss Kantonsratsbeschluss zur Vorlage 

5582 und Gegenvorschlag zur Naturinitiative gilt es, die Massnahmen zur 

Umsetzung des Naturschutzgesamtkonzeptes weiter zu verstärken. Die SP 

lehnt den Sparantrag ab. Der Regierungsrat plant ab 2025 mit einer jährli-

chen Einlage von 55 Millionen Franken in den Natur- und Heimatschutz-

fonds. Dennoch sinkt der Fondsbestand von 26,7 Millionen im Jahr 2025 auf 

22,3 Millionen im Jahr 2028. Das Natur- und Heimatschutzfondsgesetz legt 

in Artikel 3 Absatz 2 fest, dass im Fall, dass der Bestand des Fonds unter 

einen Betrag von 30 Millionen fällt, der Kantonsrat dem Fonds mit dem 

Budget jährliche Einlagen von 50 bis 80 Millionen zuweist. 

Die geplante Einlage von 55 Millionen liegt immer noch in der unteren 

Bandbreite. Angesichts des Handlungsbedarfs ist eine schrittweise Verstär-

kung von biodiversitätsfördernden Massnahmen dringend. Der Kantonsrat 

und der Regierungsrat haben die Dringlichkeit anerkannt und sind intensiv 

daran, Massnahmen gegen das auch im Kanton Zürich fortschreitende Ver-

schwinden von Lebensräumen zu verstärken. Stimmen Sie unserem Minder-

heitsantrag zu. Danke. 

 

Stephan Weber (FDP, Wetzikon): Könnt ihr euch noch erinnern, als wir in 

der Messe Zürich (im Rathaus-Provisorium während der Corona-Pandemie) 

um einen mehrheitsfähigen Kompromiss für den Gegenvorschlag zur Natur-

initiative gerungen und diesen dann auch verabschiedet haben? Die Einlagen 

in den Fonds waren dabei ein zentrales Thema. Ein Konsens bestand darin, 

dass der Fondsbestand sicher circa 30 Millionen betragen sollte. Wir haben 

beschlossen: Wenn der Bestand kleiner als 30 Millionen ist, sollen jährlich 

50 bis 80 Millionen eingelegt werden, wenn er grösser ist, 40 bis 60 Millio-

nen. So steht es auch im Natur- und Heimatschutzfondsgesetz geschrieben. 

Der Fondsbestand beträgt gegenwärtig weit über 30 Millionen Franken, und 

budgetiert ist 2024 ein grösseres Guthaben. In dieser Ausgangssituation ist 

eine Einlage von 50 Millionen schon sehr grosszügig. Es gilt, Mass zu halten 

und nicht unnötig Geld zu parkieren. Es handelt sich nicht um einen Hams-

terfond. Wir kürzen deshalb die geplante Einlage von 55 Millionen um 5 

Millionen auf 50 Millionen Franken und würden es schätzen, wenn der Re-

gierungsrat sich auch künftig nach den beschlossenen Gesetzen und gemach-

ten Abmachungen richten würde. 
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Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Ich glaube, wir können uns hier drin 

alle einig sein: Beide Anträge, sowohl der Antrag des Regierungsrates wie 

auch der Antrag der Kommissionsmehrheit, entsprechen den gesetzlichen 

Vorgaben. Wir sind hier mit beiden Anträgen im Rahmen, den das Gesetz so 

vorsieht. Jetzt ist also die Frage: Was wollen wir? Und wenn wir zurück-

schauen, dann sehen wir, dass der Natur- und Heimatschutzfonds aufgebaut 

wurde. Und wir sehen auch, dass die Fachstelle Naturschutz aufgebaut wor-

den ist, wie es von der Naturinitiative verlangt wurde, und dass sie dort jetzt 

in der Lage sind, diese grösseren Projekte und die zusätzlichen Projekte zu 

realisieren, und dafür braucht es das Geld. Das sieht man in dem Sinne auch 

im Budget und im KEF, in dem ja der Fondsbestand wieder abnehmend ist. 

Es ist also unnötig, hier nochmals 5 Millionen zusätzlich zu kürzen, insbe-

sondere auch, da ja von Bundes wegen weitere Kürzungen kommen, das 

heisst, der Kanton weniger Geld vom Bund bekommt. Also was wir hier in 

dem Sinne machen, ist: Wir gleichen diese Kürzungen aus und stellen damit 

sicher, dass die Projekte so, wie sie geplant sind, umgesetzt werden können. 

Ich bitte Sie, stimmen Sie dem Minderheitsantrag zu. 

 

Wilma Willi (Grüne, Stadel): Als der Kantonsrat am 14. Dezember 2020 mit 

118 zu 45 Stimmen dem Gegenvorschlag zur Naturinitiative zustimmte, wa-

ren die Inhalte des Gegenvorschlags bekannt. Auch der Zürcher Bauernver-

band zum Beispiel unterstützte die Aufstockung der Fondsgelder zugunsten 

der Natur, wie der Geschäftsführer Ferdi Hodel 2022 auf Anfrage der NZZ 

sagte. Der Kanton soll gemäss den Gegenvorschlag zur Naturinitiative jähr-

lich zwischen 50 und 80 Millionen in den Fonds für Natur- und Heimatschutz 

einzahlen. 30 Millionen sind die Zielgrösse für den Minimalbestand, das 

heisst: Wenn Sie heute dem Antrag der FIKO und der KPB zustimmen, ver-

schieben Sie die Einlage einfach um ein Jahr. Damit es klar ist: Das ist nicht 

gespart, sondern auf später verschoben; das kann man so machen, aber sol-

che Anträge machen keinen Sinn. Der Kantonsrat ist gesetzlich gebunden, 

somit muss er dann das nächste Jahr diesen Betrag wieder sprechen. Dieser 

Antrag bringt schlichtweg nichts. Und hören Sie doch einfach auf, auf Kos-

ten der Natur Politik zu machen. Der Natur geht es schlecht und wir brauchen 

Massnahmen. Alle tragen die Verantwortung dafür, dass der Kanton Zürich 

lebenswert bleibt – für uns alle. Liebe Bürgerliche, bitte blockieren Sie nicht 

mit Ihren ewigen Kürzungen die Zukunft dieses Kantons. Stimmen Sie bitte 

dem Mehrheitsantrag zu. 

 

Michael Bänninger (EVP, Winterthur): Der Natur- und Heimatschutzfonds 

ist kein Luxus, sondern eine Investition in die Zukunft unseres Kantons. Er 

schützt das, was unser Lebensumfeld lebenswert macht, unsere Natur und 
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unsere Kulturlandschaften. Die EVP setzt sich dafür ein, dass wir diesen 

Schätzen Sorge tragen – für uns, aber auch für die kommenden Generatio-

nen. Angesichts des zunehmenden Drucks auf unsere natürlichen Ressour-

cen ist es dringend notwendig, den Fonds nicht nur zu erhalten, sondern ihn 

aktiv zu stärken. Projekte wie die Renaturierung von Flüssen und der Schutz 

der Artenvielfalt sind essenziell, um unser ökologisches Gleichgewicht und 

unsere Lebensqualität zu sichern. Kürzungen in diesem Bereich sind kurz-

sichtig und unverantwortlich. Sie würden die Bemühungen der Gemeinden 

und Organisationen, die oft mit grossem Engagement und knappen Mitteln 

arbeiten, erheblich schwächen. Die EVP steht für nachhaltige Politik, des-

halb unterstützen wir die Äufnung des Natur- und Heimatschutzfonds. In-

vestieren wir heute, damit wir auch morgen einen lebenswerten und ökolo-

gisch reichhaltigen Kanton Zürich haben. Besten Dank. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Dies ist ein frecher Angriff auf den Natur- 

und Heimatschutzfonds. Dieser tiefere Übertrag von 5 Millionen Franken ist 

weder nachhaltig, auf das gesamte Budget bezogen, noch ist er sinnvoll. 

Diese Gelder werden für Natur- und Heimatschutzprojekte benötigt, und 

diese Projekte sind für uns alle wichtig. Wir haben hierzu mit dem Gegen-

vorschlag zur Naturinitiative auch einen klaren gesetzlichen Auftrag. Ge-

mäss Natur- und Heimatschutzfondsgesetz ist ein Beitrag von mindestens 50 

Millionen Franken vorgesehen, sollte der Fondsbestand unter 30 Millionen 

Franken sinken. Und trotz vieler Projekte liegt die geplante Einlage an der 

unteren zulässigen Grenze. Jetzt kratzen Sie an diesem Gegenvorschlag und 

wollen die finanziellen Grenzen noch bis zum Äussersten ausreizen. Wir 

werden diesen Budgetantrag ablehnen. 

 

Domenik Ledergerber (SVP, Herrliberg): Ich bin schon ein bisschen erschüt-

tert: Obwohl unsere Kommissionspräsidentin den Antrag mehrmals erklärt 

hat, versteht diesen Antrag niemand hier drin. Nicht einmal die Finanzpartei 

GLP versteht den Antrag. Dieser Antrag verbessert die Erfolgsrechnung des 

Kantons Zürich nicht, dieser Antrag will nur 5 Millionen Franken weniger 

in den Natur- und Heimatschutzfonds einlegen, weil schon 25 Millionen dort 

drin liegen und nicht gebraucht werden. Es ändert nichts auf der Ausgaben-

seite der Fachstelle Naturschutz, und dafür stehe ich. Die Fachstelle Natur-

schutz soll nächstes Jahr nicht weniger Projekte realisieren. Sie soll von mir 

aus noch mehr Projekte realisieren, denn es liegen schon 25 Millionen in 

diesem Fonds. Ich bin klar der Meinung, dass wir nicht nochmals 5 Millio-

nen mehr einlegen müssen, obwohl das Geld nicht gebraucht wird. Vor einer 

Woche haben Sie geklagt, wir müssten mehr in den ÖV investieren, in die 
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Bildung investieren und so weiter. Ja, machen wir das mit diesen 5 Millio-

nen, die nur in diesem Fonds liegen würden und nicht gebraucht werden; 

aktuell nicht gebraucht werden. Und wenn sie gebraucht werden, können wir 

immer noch mehr einlegen, denn wir können von Gesetzes wegen bis zu 80 

Millionen in den Fonds einlegen. 

Und zur EVP: Donato Scognamiglio, ich bin schon ein bisschen irritiert, ein 

Supervotum zur Leistungsgruppe 4950. Die EVP will wissen, wofür gespart 

wird. Hier wird nicht einmal gespart. Wir hätten 5 Millionen mehr zur Ver-

fügung, wenn die EVP dabei wäre. Danke. 

 

Edith Häusler (Grüne, Kilchberg): Nur ganz schnell zu dir, Domenik: Wenn 

die Landwirtschaft oder die Bauern eben ein bisschen mehr einen Schritt auf 

den Kanton zu machen würden, statt immer nur Opposition zu betreiben, 

dann müssten wir wahrscheinlich um Etliches nicht streiten hier drin. Bieten 

Sie Hand und helfen Sie mit. Biodiversitätsflächen sind vor allem bei euch 

und da könntet ihr unendlich viel mehr tun, als gemacht wird. Besten Dank.  

 

Regierungsrat Martin Neukom: Die Antragsteller argumentieren hier, man 

solle in dem Fonds kein Geld parkieren. Das ist definitiv auch nicht die Ab-

sicht. Wir haben mit 55 Millionen Franken Einlage geplant, und trotzdem 

sinkt in den Planjahren der Fondsbestand von 27 auf 22 Millionen Franken, 

weil da eben entsprechende Projekte dahinterstehen. Der Fonds erfüllt eine 

wichtige Aufgabe. Er dient unter anderem der Finanzierung von Natur-

schutzmassnahmen und ist daher wichtig für den Artenschutz, weil wir Gel-

der für Projekte im Bereich der Schaffung von Lebensräumen, für den Un-

terhalt von Naturschutzgebieten und für vieles mehr verwenden. Ich bitte Sie 

deshalb, diesen Antrag abzulehnen. Besten Dank. 

 

Abstimmung 

Der Mehrheitsantrag 28 der KPB/FIKO wird dem Minderheitsantrag 

28a von Theres Agosti gegenübergestellt. Der Kantonsrat stimmt dem 

Minderheitsantrag von Theres Agosti Monn mit 90 : 87 Stimmen (bei 0 

Enthaltungen) zu.  

 

Leistungsgruppe 8100, Hochbauamt 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Leistungsgruppe 8300, Amt für Raumentwicklung 

 

29 Antrag KPB/FIKO 
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Verbesserung: Fr. 300'000 

Das Stellenwachstum beim Amt für Raumentwicklung (ARE) soll nicht hö-

her ausfallen als das Wachstum der Bevölkerung des Kanton Zürich (1,5%). 

Deshalb soll das Wachstum um 2 Stellen reduziert werden. Dies soll durch 

eine Priorisierung der Entwicklungsschwerpunkte erreicht werden. 

 

29a Minderheitsantrag Wilma Willi, Theres Agosti Monn, Jonas Erni, 

Andrew Katumba und Thomas Schweizer (KPB): 

Gemäss Antrag des Regierungsrates. 

 

Wilma Willi (Grüne, Stadel): Bei Antrag 29 und 29a geht es um die befriste-

ten Stellen im ARE (Amt für Raumentwicklung). Die Regierung hat in ihrer 

Weisheit im RRB 386/2024 (Regierungsratsbeschluss) aufgrund des starken 

Raumbezugs des Projekts Wachstum 2050 die Projektleitung dem Amt für 

Raumentwicklung übertragen. Weiter ist das ISOS, Bundesinventar der 

schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung, ein be-

hördenverbindliches Grundlageninstrument, welches die baukulturellen 

Werte erkennen und langfristig sichern soll. Dieser Kürzungsantrag bedeutet 

also, dass die Ressourcen für das Projekt Wachstum 2050 und die Bearbei-

tung von ISOS fehlen. Weiter ist das ARE die Genehmigungsbehörde im 

Baubewilligungsverfahren und müsste in der Folge Einsparungen vorneh-

men. Genau diese Stellen wurden geschaffen, um den bestehenden Penden-

zenüberhang im Bereich Gestaltungspläne für Kies und Deponien abzubauen 

und die langwierigen Verfahren zu beschleunigen. Ein Stellenabbau dürfte 

weder im Sinne der Betreiber von Kiesgruben und Deponien noch der 

Grundeigentümerinnen und -eigentümer sein. Wollen Sie wirklich hier noch 

weitere Verzögerungen? Schon die heutige Behandlungsfrist ist eigentümer-

feindlich, liebe Bürgerliche. Sie stellen sich gegen eine zügige Behandlung 

und sind somit wirtschaftsfeindlich. Also mit diesem Antrag zeigen Sie, dass 

Sie das Thema nur bewirtschaften wollen, statt fundiert anzugehen. Mit die-

ser Behinderungshaltung kommen wir in unserem Kanton nicht weiter. Wir 

wollen Zukunft. Stimmen Sie mit uns dem Minderheitsantrag zu. 

 

Walter Honegger (SVP, Wald): Liebe Wilma, ob wir wirtschaftsfeindlich 

sind, da bin ich mir nicht ganz so sicher.  

Das Stellenwachstum beim ARE soll nicht höher ausfallen als das Wachstum 

der Bevölkerung des Kantons Zürich, eben die 1,5 Prozent. Deshalb soll das 

Wachstum um zwei Stellen reduziert werden. Dies soll erreicht werden 

durch eine Priorisierung der Entwicklungsschwerpunkte. Wir konnten uns 

direkt vor Ort im ARE über die aktuellen Herausforderungen informieren 

lassen. Wir sind uns bewusst, dass es für das Amt nicht ganz einfach sein 
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wird, sehen aber auch gewisse nicht zwingende Projekte, welche hinausge-

schoben und zum Beispiel erst nach Abschluss der noch offenen Ortsplanun-

gen angegangen werden können. Herzlichen Dank. 

 

Jonas Erni (SP, Wädenswil): Mit diesem Mehrheitsantrag schaden Sie in 

erster Linie den Bauherrinnen und Bauherren. Denn wie Sie wissen, warten 

diese monatelang auf ihre Baubewilligungen. Dies hat einerseits mit dem 

Fachkräftemangel zu tun, aber natürlich auch mit der stark zunehmenden 

Anzahl von Baubewilligungen, die auch kantonal vorgeprüft werden müs-

sen. Dies wird stets bemängelt vonseiten Bauherrschaft. Wenn wir hier diese 

Stellen wiederum kürzen, dann dauert es weiterhin noch länger. Und es ist 

natürlich unlogisch, diese Stellen an das Bevölkerungswachstum zu koppeln. 

Diese Stellen müssen Sie an die Anzahl Baubewilligungen koppeln und diese 

haben – das wurde uns beim Abteilungsbesuch der Subkommission beim 

ARE klar und deutlich vor Augen geführt – überproportional zum Bevölke-

rungswachstum zugenommen. Deshalb, wenn Sie also die Bauherrinnen und 

Bauherren behindern und dringend benötigten Wohnraum verzögern möch-

ten, dann stimmen Sie dem Mehrheitsantrag zu. Andernfalls folgen Sie dem 

Minderheitsantrag. 

 

Simon Vlk (FDP, Uster): Der Stellenetat des ARE soll im nächsten Jahr um 

knapp 3 Prozent wachsen, das ist doppelt so schnell wie das Bevölkerungs-

wachstum des Kantons Zürich. Der Rückblick in die vergangenen sechs 

KEF-Perioden zeigt, dass das überproportionale Stellenwachstum beim ARE 

nicht die Ausnahme, sondern die Regel ist. Arbeiteten im Jahr 2019 erst 122 

Personen in ARE, sollen es nächstes Jahr bereits deren 164 sein. Dies ent-

spricht einem Wachstum von 34 Prozent insgesamt oder 5,8 Prozent jährlich. 

Unser Kanton steckt bekanntlich sehr viel Geld in die Digitalisierung. Die 

Digitalisierung soll unter anderem dazu dienen, dass die Arbeit effizienter 

wird und sich die Arbeitslast insgesamt reduziert, zum Beispiel durch Auto-

matisierungen. 

Beim ARE wurden kürzlich zwei grosse Digitalisierungsprojekte abge-

schlossen. So ist es nun möglich, Baugesuche vollständig elektronisch ein-

zureichen, und auch der GIS-Browser (Geografisches Informationssystem) 

ist fertig respektive erscheint in neuem Gewand, zwei definitiv sehr ressour-

cenintensive Projekte. Dennoch stelle ich seit deren Fertigstellung keine oder 

nur sehr geringfügige Stellenanpassungen in den besagten Gebieten fest. Die 

Hauptproblematik scheint somit nicht zu sein, dass neue Stellen entstehen, 

sondern dass zu wenige alte wegfallen respektive in neue Aufgabengebiete 

überführt werden. Und noch an die lieben Grünen, damit keine Missver-

ständnisse entstehen: Auch bei diesem Antrag geht es nicht ums Sparen. Es 
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geht nicht um eine Stellenreduktion, sondern lediglich darum, das unverhält-

nismässige Wachstum des ARE etwas abzubremsen. Bitte unterstützen Sie 

diesen Antrag. Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Hier kommt bereits der nächste unqualifi-

zierte Stellenwachstumsantrag in der Baudirektion, wieder mit derselben Be-

gründung, wiederum ohne genauere Prüfung, und auch ohne das Ganze über 

eine längere Perspektive anzuschauen und auch ohne zu schauen, was nun 

dieses Stellenwachstum verursacht hat. Sie stellen hier also Budgetanträge 

ohne Grundlage. Diese Stellen hier sind befristete Projektstellen, die ab 2026 

wieder abgebaut werden. Diese Stellen werden gebraucht für die Bearbei-

tung von Gestaltungsplänen und für ISOS-Stellungnahmen, des Inventars 

der schützenswerten Ortsbilder in der Schweiz. Diese sind relevant bei vielen 

Bauvorhaben in den ISOS-Zonen, und eine entsprechende speditive Bear-

beitung ist auch im Interesse der Bauherren. Sie schneiden sich beziehungs-

weise Ihrer eigenen Klientel damit ins Fleisch, indem Sie diese Bauverfahren 

verlangsamen. Wir lehnen diesen Budgetantrag deshalb ab. 

 

Nathalie Aeschbacher (GLP, Zürich): Bei diesem Stellenwachstum handelt 

es sich grösstenteils um befristete Projektstellen. Ausgerechnet die SVP und 

die FDP fordern immer schnellere Verfahren und wollen gleichzeitig das 

Stellenwachstum kappen. Das ist ein Widerspruch. Wir alle wollen schnel-

lere Verfahren, die vor den Gerichten «verhebed». Doch dafür braucht es die 

nötigen Leute mit dem nötigen Know-how.  

Offensichtlich ist eine der Forderungen der FDP und der SVP für die Galerie. 

Die Bearbeitung von Gestaltungsplänen für Kies und Deponien und die Be-

arbeitung von ISOS-Stellungnahmen sind sehr wichtig für den Kanton Zü-

rich. Eine rasche Bearbeitung dieser Geschäfte wird von den Gesuchstellen-

den erwartet. Zurzeit tritt bei einer Direktanwendung des ISOS durch den 

Bund ein Sonderbewilligungsverfahren in Kraft. Die Prüfung der Baubewil-

ligungen kann nicht mehr durch die Gemeinden durchgeführt werden, son-

dern gehört zum Aufgabenbereich des Kantons, der die Gutachten selber 

durchführen oder einholen muss. Dies braucht viele personelle Ressourcen 

von geeignetem Personal. So müssen aufgrund der aktuellen Rechtsprechung 

zum ISOS die sehr zahlreichen Gesuche aus der Stadt Zürich durch das ARE 

bearbeitet werden. Die Behandlungsfrist beträgt mehrere Monate. Bauen 

wird für die Bauherrschaften immer unerträglicher und es kommt dadurch 

bei vielen Bauvorhaben zu erheblichen Verzögerungen. Das muss sich än-

dern. Diese zusätzlich anfallenden Aufgaben können nicht aus den bestehen-

den Stellenetat erbracht werden. Die Grünliberalen lehnen diesen Antrag ab 

und unterstützen den Minderheitsantrag. Besten Dank. 
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Simon Vlk (FDP, Uster) spricht zum zweiten Mal: Geschätzte Anwesende 

und vor allem liebe GLP, in der Kommission habt ihr diesen Antrag noch 

unterstützt. Jetzt seid ihr plötzlich dagegen, da soll noch jemand drauskom-

men. Wie hiess es schon wieder in eurem Positionspapier? Grosse Besorgnis 

über starken Stellenzuwachs in der kantonalen Verwaltung. Ihr habt vorhin 

bei der Leistungsgruppe 8000 dem Ausbau der Kernverwaltung um 7,5 Pro-

zent zugestimmt, obwohl diese bereits in den letzten Jahren überproportional 

gewachsen ist, oder? Nun stimmen wir über das unverhältnismässige Wachs-

tum des ARE ab, eine Leistungsgruppe, die in den letzten sechs Jahren um 

mehr als 34 Prozent gewachsen ist. Liebe AL, das sind die langfristigen Zah-

len, die ihr hören wolltet, 34 Prozent in fünf Jahren, wir haben das sehr wohl 

langfristig angeschaut. Was macht die GLP gegen das Stellenwachstum? 

Nichts. Sie unterstützt auch bei diesem Antrag die moderate Reduktion des 

Wachstums nicht und sagt damit unmissverständlich Ja zum überproportio-

nalen Ausbau der Verwaltung. Papier und Parteiprogramme sind bekanntlich 

geduldig. Geschätzte GLP, eure Taten sagen viel mehr als eure Worte. 

Danke. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Nur ganz kurz: Ich 

habe vorher auch betont, dass es sich um temporäre Stellen handelt, Sie ha-

ben das auch bereits von anderen gehört. Und das ist in diesem Fall der 

Hauptgrund, warum wir diesen Budgetantrag ablehnen. 

 

Regierungsrat Martin Neukom: Ich möchte Ihnen gerne ein Beispiel machen, 

wie teilweise bei uns Mehraufwand entsteht und wo wir Stellen brauchen, 

wo wir sehr wenig Handlungsspielraum haben. Das Beispiel, das ich machen 

möchte, betrifft die Direktanwendung des ISOS, in Baukreisen ist das jetzt 

überall Thema. Früher hat man, wenn man als Rekurrent ein Bauprojekt ver-

hindern wollte, gegen den Lärmschutz geklagt, heute klagt man gegen ISOS-

Direktanwendung. Das kommt von einer geänderten Rechtsprechung des 

Bundesgerichts. Konkret ist es so: Etwa 70 Prozent der Stadt Zürich ist im 

ISOS, also einmal schützenswertes Ortsbild des Bundes. Und ISOS kommt 

nur direkt zur Anwendung, wenn eine Bundesaufgabe betroffen ist. Jetzt hat 

das Bundesgericht festgestellt, dass das Bauen im Grundwasser als Bundes-

aufgabe gezählt werden kann. Damit – und da in der Stadt sehr viel Grund-

wasser ist – kommt bei sehr, sehr vielen Projekte ISOS zur direkten Anwen-

dung, und das hat sehr, sehr heftige Implikationen. Das heisst, dass wir, das 

ARE, prüfen müssen, ob eine Beeinträchtigung des ISOS ausgeschlossen 

werden kann. Und falls nicht, braucht es ein ENHK-Gutachten (Eidgenössi-

sche Natur- und Heimatschutzkommission). Wir müssen das wegen der 
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Rechtsprechung tun, wir haben da wenig Handlungsspielraum. Wo wir letz-

tes Jahr noch 30 solche Prüfgesuche hatten, haben wir jetzt 400, und das erst 

seit den Sommerferien, 400 Gesuche, also von 30 im letzten Jahr auf 400. 

Wir mussten deshalb den Bauherren sagen, dass wir es schlicht nicht schaf-

fen, diese 400 Gesuche mit den gleichen Stellen in dem Sinne zu bearbeiten. 

Und Sie sehen, das ist etwas, wo wir sehr wenig Handlungsspielraum haben, 

das wird nächstes Jahr vermutlich sogar noch zunehmen und noch schlimmer 

werden. Um etwas Abhilfe zu schaffen, habe ich in diesem Bereich eine be-

fristete Stelle geschaffen, damit es wenigstens ein kleines bisschen schneller 

geht. Ich bin in Kontakt mit Bundesstellen, weil es aus meiner Sicht eine 

Anpassung der gesetzlichen Grundlagen auf Bundesebene braucht, um das 

Problem wirklich zu lösen. Aber bis das gelöst ist, wird es noch Jahre dauern. 

Also das einfach als Beispiel. Die Rechtsprechung legt das Gesetz tendenzi-

ell immer feiner und enger aus und das verursacht bei uns Mehraufwand. 

Insbesondere in diesem Bereich bin ich der Ansicht, dass es Mehraufwand 

ohne grossen Nutzen ist. Trotzdem müssen wir diesen Mehraufwand tätigen. 

Deshalb bitte ich Sie, diesen Antrag hier abzulehnen. Denn es wird nur noch 

schwieriger, all diese zusätzlichen Baugesuche – nochmals: von 30 auf 400 

–, all diese zusätzlichen Baugesuche in halbwegs nützlicher Frist zu bearbei-

ten. Besten Dank. 

 

Abstimmung 

Der Mehrheitsantrag 29 der KPB/FIKO wird dem Minderheitsantrag 

29a von Wilma Willi gegenübergestellt. Der Kantonsrat stimmt dem 

Mehrheitsantrag der KPB/FIKO mit 95 : 83 Stimmen (bei 0 Enthaltun-

gen) zu. Damit ist die Verbesserung von 300'000 Franken beschlossen.  

 

30 Antrag FIKO entspricht Minderheitsantrag Daniel Rensch und An-

dreas Hasler (KEVU): 

Verbesserung: Fr. 3'600'000 

Die Investitionen 2025 in die Verkehrsinfrastruktur können reduziert wer-

den, ohne dass daraus ein Schaden entstehen würde. Der Betrag soll in die 

ökologische Infrastruktur – konkret Gewässerrenaturierungen – investiert 

werden, für welche 2025 kein Budget vorgesehen ist, obwohl dort ein aus-

gewiesener Investitionsrückstand besteht. 

 

Andreas Hasler (GLP, Illnau-Effretikon), Präsident der Kommission für 

Energie, Verkehr und Umwelt (KEVU): Ich melde mich, um diesen Antrag 

in einen Zusammenhang zu stellen. Mit unserem Antrag hier sollen 3,6 Mil-

lionen Franken weniger in die Verkehrsinfrastruktur investiert werden. Der 
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Betrag soll dafür in die ökologische Infrastruktur, konkret Gewässer-Rena-

turierungen, verwendet werden. Diesen Antrag hier hat die KEVU abgelehnt, 

die FIKO hat ihm zugestimmt. Später bei der Leistungsgruppe 8500, AWEL 

(Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft) kommt dann der andere Teil die-

ses Antrags, der Antrag 32. Dort werde ich mich nochmals kurz melden, weil 

dort gleich drei Varianten vorliegen. 

 

30a Antrag KEVU entspricht Minderheitsantrag Selma L'Orange Seigo, 

Alexia Bischof, Tobias Langenegger und Hannah Pfalzgraf (FIKO): 

Gemäss Antrag des Regierungsrates. 

 

Markus Bärtschiger (SP, Schlieren): Der Budgetantrag 30, ein eigentlicher 

Ressourcentausch mittels des gekoppelten Budgetantrags 32, scheint auf den 

ersten Blick, insbesondere, wenn man ökologische Überlegungen anstellt, 

sinnvoll zu sein. Weniger Verkehr, weil es weniger Strassen gibt, dafür mehr 

Hochwasserschutz – klingt klug. Trotzdem werden wir den Antrag 30 nicht 

unterstützen. Uns ist nicht klar, ob sich die Kürzung nicht genau dort aus-

wirkt, wo es uns und wohl auch der antragstellenden GLP wehtut. Welche 

Projekte werden gestoppt, welche Projekte werden verzögert? Sind es am 

Schluss nicht Projekte, welche den Langsamverkehr, den Fahrradverkehr be-

treffen? Sind es nicht am Schluss Projekte, welche die Strassen umwelt-

freundlicher und menschenschonender machen? Wir können diese Fragen 

nicht beantworten. Wir lehnen entsprechend den Antrag ab. 

 

Daniel Rensch (GLP, Zürich): Die Investitionspriorisierung des Regierungs-

rates hat dazu geführt, dass für die Renaturierung und den erhöhten Hoch-

wasserschutz kein Budget mehr vorhanden ist, obwohl dort ein ausgewiese-

ner Investitionsrückstand besteht. Deshalb haben wir uns für diesen budget-

neutralen Ausgleich entschieden. Und zu dir, Markus Bärtschiger: Das Tief-

bauamt hat uns nicht erläutern können, in welchem Bereich nächstes Jahr 

Projekte gestrichen oder gekürzt werden. Wir werden dafür sorgen, dass es 

in den richtigen Bereichen, in den uns wichtigen Bereichen nicht zu Kürzun-

gen kommt. Und übrigens betragen die Investitionen 2025 in die Verkehrs-

infrastruktur etwa 123 Millionen Franken. Da können 3 Millionen Kürzun-

gen durchaus verschmerzbar sein. Wir bitten Sie deshalb alle, unseren An-

trag zu einer budgetneutralen Verschiebung zugunsten lebendiger und siche-

rer Gewässer mitzutragen. 

 

Abstimmung 
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Der Antrag 30 der FIKO, der dem Minderheitsantrag von Daniel Rent-

sch entspricht, wird dem Antrag 30a der KEVU, der dem Minderheits-

antrag von Selma L’Orange Seigo entspricht, gegenübergestellt. Der 

Kantonsrat stimmt dem Antrag der FIKO mit 111 : 66 Stimmen (bei 0 

Enthaltungen) zu. Damit ist die Verbesserung von 3'600'000 Franken be-

schlossen.  

 

KEF-Erklärung 30 

Neubau Rad-/Gehweg Birmensdorf–Aesch 

Antrag Thomas Schweizer: 

Schliessung der Radweglücke zwischen Birmensdorf und Aesch. Dazu sind 

19 Mio. Franken in den KEF 2026–2028 einzustellen. 

 

KEF-Erklärung 32 

Neubau Rad-/Gehweg Wiesendangen / Hagenbuch 

Antrag Thomas Schweizer: 

Für den Neubau des Rad-/Gehweges Wiesendangen / Hagenbuch Ortsteil 

Bertschikon bis Oberschneit sind 4 Mio. in den KEF 2026 bis 2028 einzu-

stellen. 

 

Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen): Wir wehren uns dagegen, dass aus-

gerechnet bei den Radwegprojekten gespart werden soll. Der Veloverkehr 

soll gefördert werden, aber genau hier wird deutlich gespart. Dies wider-

spricht den Zielsetzungen des Gesamtverkehrskonzeptes, den Legislaturzie-

len und den darauf aufbauenden langfristigen Zielen der Regierung. Wir ha-

ben, stellvertretend für viele weitere Projekte, zwei herausgegriffen. Sie sind 

aufgrund ihrer Budgethöhe überhaupt auf dem Radar des Kantonsrates er-

schienen. Kleinere Projekte erscheinen gar nicht. Es ist aber klar, dass es 

Dutzende von weiteren Projekten gibt, welche in der Kompetenz des Regie-

rungsrates liegen. Sie erscheinen nicht in den Unterlagen, welche uns zur 

Verfügung gestellt werden, weil sie ja nur Projekte von weniger als 20 Mil-

lionen umfassen.  

Beim ersten Projekt, der Nummer 30, geht es um den Rad- und Gehweg ent-

lang der Aescher- und Birmensdorferstrasse. Damit soll die Schwachstelle 

des Rad- und Gehwegnetzes geschlossen werden. Mit den Massnahmen wird 

insbesondere die Verkehrssicherheit für Velofahrende sowie Fussgängerin-

nen und Fussgänger verbessert. Ein Zitat aus den Unterlagen der Projektauf-

lage, welches mit der Zurückstellung Lügen gestraft wird: «Die Planauflage 

nach Paragraf 13 fand bis zum 28. Oktober 2024 statt und ist mit diversen 

Folgeprojekten in der Gemeinde Aesch verknüpft.» Eine Verzögerung 

würde also auch zu Mehrkosten bei der Gemeinde Aesch führen. 
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Noch zum zweiten Radwegprojekt: Hier geht es auch um einen Radweg ent-

lang einer Kantonsstrasse von Wiesendangen nach Hagenbuch, Ortsteil Bert-

schikon. Es geht um einen Neubau, und hier muss ich noch schnell eine 

Klammerbemerkung machen: Die schriftliche Begründung des KEF-

Antrags ist nicht korrekt. Der dort erwähnte RRB (Regierungsratsbeschluss) 

zum Bau bezieht sich auf den ersten Abschnitt. Dieser ist in Umsetzung. 

Aber da man KEF-Erklärungen nachträglich nicht mehr korrigieren kann, ist 

nun halt diese nicht ganz korrekte Begründung. Tatsache bleibt aber, dass … 

(Der Ratspräsident unterbricht den Votanten.) 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Herr Schweizer, kommen Sie zum Schluss.  

 

Thomas Schweizer fährt fort: Auch hier gilt, dass Radwegprojekte vorange-

trieben werden. Bitte unterstützen Sie die KEF-Erklärung 32. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Das Wort hat Ulrich Pfister. Nein, Entschuldi-

gung, ich habe einen Fehler gemacht. Wünscht der Präsident der KEVU, An-

dreas Hasler, noch das Wort? (Der Angesprochene verneint.) Gut, dann wäre 

es richtig gewesen.  

 

Ulrich Pfister (SVP, Egg): Meine Interessenbindung: Ich arbeite bei der Ver-

kehrspolizei-Spezialabteilung der Kantonspolizei, diese Abteilung ist ir-

gendwann in diesen Projekten involviert. Ich selber war in keines dieser Pro-

jekte involviert. Ich spreche für die drei KEF-Erklärungen 30, 31 und 32 und 

ich spreche grundsätzlich für die drei Fraktionen der Mitte, der FDP und der 

SVP.  

Der Baudirektor hat in der Kommissionsberatung festgehalten, dass keine 

Projekte gestoppt, sondern lediglich verschoben werden. Zu KEF-Antrag 30: 

Für das Projekt Radweg Aesch fand die Planauflage gemäss Paragraf 13 (des 

Strassengesetzes) im Herbst statt. Der Regierungsrat will das in den KEF 

2026 bis 2029 verschieben. Je nach Verlauf der Planauflage könnte es auch 

noch zu Verschiebungen kommen, wenn Einsprachen eingegangen wären. 

Wie der Stand dort ist, weiss ich nicht, aber wir unterstützen die Verschie-

bung in den KEF 2026 bis 2029. 

Dann KEF-Antrag 31, Verlegung der Strasse aus dem Neeracherried, wurde 

ebenfalls verschoben. Das erste Mitwirkungsverfahren soll hier im Jahre 

2027 erfolgen. Da es sich um ein komplexes Projekt handelt, kann durchaus 

davon ausgegangen werden, dass da Einwendungen kommen und dass da 

weitere Verzögerungen stattfinden. Darum macht auch die Verschiebung in 

den KEF 2026 bis 2029 Sinn.  
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Dann KEF-Antrag 32: Ein Teil dieses Radwegs ist bereits erstellt oder in 

Erstellung. Der hier in den KEF 2029 verschobene Teil hat in der Region 

verschiedenste Reaktionen ausgelöst. Im Richtplan ist dieser Radweg einge-

tragen. Die Gemeinden der Region und viele Anwohner haben ihre Beden-

ken über den Sinn und Nutzen dieser Verbindung kundgetan. In den lokalen 

Medien wurde diesbezüglich ausführlich berichtet. Gemäss Aussagen von 

betroffenen Gemeinden sprechen wir hier von einem Radweg für täglich 20 

Velofahrer. Allenfalls ergibt sich mit der Verschiebung in den KEF 2029 ein 

Marschhalt und die ganze Notwendigkeit kann nochmals überarbeitet wer-

den. (Der Ratspräsident unterbricht den Votanten.) 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Herr Pfister, kommen Sie auch zum Schluss?  

 

Ulrich Pfister fährt fort: Ja. Ich spreche zu drei KEF-Erklärung und für drei 

Fraktionen (Heiterkeit). Der Regierungsrat ist bestrebt, ein ausgeglichenes 

Budget vorzulegen. Aus diesem Grund mussten einige Investitionen ver-

schoben werden. Dieser Rat hat in den vergangenen Jahren massiv Geld ver-

teilt, dies auch aus dem Strassenfonds. (Der Ratspräsident unternimmt einen 

weiteren Versuch, den Votanten zu unterbrechen.) Die Volkswirtsdirektorin 

(Carmen Walker Späh) hat verschiedentlich darauf hingewiesen, dass das 

Geld fehlt für die Strassensanierungen und damit auch für Radwege. Die 

linksgrüne Ratsseite ist hier nicht unschuldig (Unmutsäusserungen), dass das 

Geld ausgeht. Wir lehnen diese drei KEF-Anträge ab. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Ich möchte die linke Seite bitten, dass Sie mir die 

Führung überlassen: Wenn er (Ulrich Pfister) für drei Parteien zu drei KEF-

Anträgen redet: Ich glaube, wir gewännen nichts, wenn er jetzt dreimal zwei 

Minuten geredet hätte. Er hat jetzt 2 Minuten 17 Sekunden gebraucht und 

sonst wären es vielleicht 6 Minuten gewesen. Ich möchte effizient arbeiten, 

damit wir heute Nachmittag fertig werden.  

 

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Ich spreche zu den beidem Velo-KEF-

Anträgen. Gemäss der Klimastrategie und auch gemäss dem Gesamtver-

kehrskonzept des Kantons Zürich soll der Velo-Anteil steigen. Wie wir ja 

schon bei der Volkswirtschaftsdirektion festgestellt haben, wird zurzeit der 

angestrebte Velo-Anteil von 9 Prozent nicht ansatzweise erreicht. Zig Stu-

dien zeigen, dass der Velo-Anteil sich massiv erhöht, wenn auch eine ange-

messene Infrastruktur vorhanden ist. Das heisst, entsprechend ist es eben 

wichtig, dass Veloinfrastrukturprojekte vorwärtsgehen, damit der Velo-An-

teil steigt. Wir haben es hier mit zwei Velo-Projekten zu tun, die zurzeit sehr 

weit gediehen sind, und eine Verschiebung führt nur zu Mehrkosten. Wieso 



26 

man die armen Strassen noch mit Mehrkosten belasten will, weil man Pro-

jekte hinauszögert, ist mir unverständlich. Wahrscheinlich geht es tatsäch-

lich um einen Racheakt, weil man unzufrieden ist, dass die Gemeinden Geld 

aus dem Strassenfonds erhalten. Jetzt will man es der Linken zeigen und 

streicht bei den Velos, wie wir vorher gehört haben. Beim Beispiel Aesch – 

das kenne ich sehr, sehr gut –, dort ist die Situation heute eigentlich kriminell 

und unhaltbar. Ich persönlich schaue, dass ich diese Strasse nur bergab fahre, 

dann bin ich gleich schnell wie die Autos. Bergauf ist es ein nicht zumutbares 

Sicherheitsrisiko mit dem Velo. Ich denke, eine gute Velo-Infrastruktur ist 

wichtig. Nehmen Sie mindestens diese zwei Projekte wieder in den KEF auf, 

dann ist das ein winziger Schritt in einen zukunftsgerichteten Kanton Zürich 

mit einem zukunftsgerichteten Verkehr mit einem anständigen Velo-Anteil. 

Alles andere macht keinen Sinn.  

 

Daniel Rensch (GLP, Zürich): Ich spreche zwar nur für eine Fraktion, dafür 

zu sechs KEF-Erklärungen, und werde versuchen, die zwei Minuten auch 

einzuhalten, Ueli (Ulrich Pfister). Die nächsten sechs KEF-Erklärungen in 

den Bereichen 8400 und 8500 befassen sich, wie beim Verkehrsfonds letzte 

Woche, wiederum mit Korrekturen bei der Priorisierung von Investitionen. 

Wie dort sehen wir den Verzicht auf die Investitionsbeiträge in den Jahren 

2026 bis 2028 in den KEF-Anträgen als langfristig kritisch. Deshalb sollen 

die Korrekturen im KEF so nicht übernommen werden und die Projekte An-

fang nächsten Jahres, wie vom Finanzdirektor (Regierungsrat Ernst Stocker) 

versprochen, nochmals durch die Regierung priorisiert werden. Wir unter-

stützen darum die KEF-Erklärungen 30 und 32 für die Rad-/Gehwege, KEF-

Erklärung 31 für die Strassenverlegung im Neeracherried und dann die 

Hochwasserschutzprojekte gemäss KEF-Erklärungen 33, 34 und 35. 1 Mi-

nuten und 43 Sekunden (Heiterkeit). 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Ich muss Sie korrigieren, es war 1 Minute 21 Se-

kunden (Heiterkeit).  

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Für die AL ist ein gut ausgebautes Rad- und 

Gehwegnetz wichtig, denn es steigert die Attraktivität des klimafreundlichen 

Langsamverkehrs. Leider werden mit dem vorliegenden Priorisierungspro-

gramm genau solche Projekte wieder übermässig ausgebremst, obwohl sie 

bereits heute einen längeren Weg hinter sich haben. Ein gutes Beispiel hier-

für ist der Rad- und Gehweg zwischen Birmensdorf und Aesch, also KEF-

Erklärung 30. Dieser Radweg ist offenbar auch bereits länger ein Thema, ein 

Teil weiterer Verkehrsvorhaben. Die Hauptstrasse zwischen Birmensdorf 

und Aesch ist nicht eben, sondern umfasst zwischen Birmensdorf und Aesch 
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eine Höhendifferenz von über 100 Metern oder von 60 Metern, je nachdem, 

woher man misst, wodurch dies insbesondere auch in besagter steigender 

Richtung eine langsamere Fahrtgeschwindigkeit mit dem Fahrrad zur Folge 

hat. Insbesondere durch den dadurch entstehenden Geschwindigkeitsunter-

schied zum motorisierten Individualverkehr und die nicht gerade verlau-

fende Strasse ist dies gefährlich. Da ist ein getrennter Fahrrad- und Gehweg 

auf dieser Strecke angebracht und eine weitere Hinauszögerung auch aus 

Gründen der Verkehrssicherheit nicht angebracht. Die aktuelle Situation ist 

auch für die Fahrradfahrenden auf dieser Strecke unangenehm. Wir werden 

daher dieser KEF-Erklärung sowie auch der KEF-Erklärung 32 für den Rad-

weg zwischen Wiesendangen und Hagenbuch zustimmen. Auch diese Lücke 

im Rad- und Gehwegnetz soll und muss geschlossen werden. 

 

Hans Egli (EDU, Steinmaur): Ja, sehr geehrte Anwesende, ich spreche zur 

KEF-Erklärung 31 und möchte hier die linke Seite aufdatieren, wie die ak-

tuelle Situation ist. (Der Ratspräsident unterbricht den Votanten.) 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Herr Egli, wir sind erst bei KEF-Erklärungen 30 

und 32 und nicht 31. Das kommt nachher.  

 

Hans Egli fährt fort: Strassenverlegung Neeracherried? Aber dazu haben 

jetzt auch schon Leute gesprochen. Gut, dann spreche ich nachher. Danke.  

 

Florian Meier (Grüne, Winterthur): Meine Interessenbindung: Ich bin Ve-

lofahrer und mit dem Rennvelo gerne in der Region Winterthur und im nörd-

lichen Osten des Kantons unterwegs. Bertschikon, Oberschneit, Hagenbuch, 

das sind Gemeinden, die sagen vermutlich nicht allen hier drinnen etwas, 

aber auch dort wohnen Menschen und auch dort hat der Veloboom in den 

letzten fünf Jahren stattgefunden. Wenn Sie jetzt die Projekte verschieben, 

um im Budget kürzen zu können, dann sparen Sie da auf Kosten der Bevöl-

kerung. Und wenn Sie dann in einem Jahr oder in zwei Jahren die Unterneh-

menssteuern senken, dann sparen Sie noch mal auf Kosten der Bevölkerung. 

Ich bitte Sie, die KEF-Erklärung zu unterstützen. 

 

Abstimmung über die KEF-Erklärung 30 

Der Kantonsrat stimmt der Überweisung der KEF-Erklärung 30 mit 

91 : 87 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.  

 

Abstimmung über die KEF-Erklärung 32 

Der Kantonsrat stimmt der Überweisung der KEF-Erklärung 32 mit 

90 : 88 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.  
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KEF-Erklärung 31 

Strassenverlegung Neeracherried 

Antrag Thomas Schweizer: 

Die Strassenverlegung im Neeracherried soll weiter projektiert werden. 

Dazu sind 2.4 Mio. im KEF 2025–2028 einzustellen. 

 

Wilma Willi (Grüne, Stadel): Ich rede zum Thema Umfahrung Höri und Ent-

lastung Neeracherried: Die Strassen durch das Moorgebiet von nationaler 

Bedeutung haben viel Natur zerstört. Seit 1987, als die Initiative «Schutz der 

Moore» vom Volk angenommen wurde, wissen wir, dass da etwas unter-

nommen werden muss. Jeden Tag gehen die Störungen in diesem wertvollen 

Gebiet ungebremst weiter. Es hat ein Polster von 1780 Millionen Franken im 

Strassenfonds. Das Geld ist also da. Niemand versteht, wieso alles jetzt wie-

der nach hinten verschoben wird und das Vorprojekt erst 2027 aufliegen soll. 

Was schon sehr lange dauert, soll jetzt noch länger dauern. Es entsteht der 

Eindruck, dass der Kanton mit diesem Projekt alle paar Jahre wieder bei null 

anfängt, und auch das kostet viel Geld und vernichtet Geld. Bei den Lieb-

lingsprojekten «Rosengartentunnel» und «Umfahrung Eglisau» hat es immer 

geheissen, es hätte genug Geld im Topf, also gilt dasselbe für die Bevölke-

rung von Höri und für die Natur. Verzögerungen auf Kosten der Natur und 

auf Kosten der Menschen der Region kommen uns und die nächsten Gene-

rationen sehr teuer zu stehen. Machen wir vorwärts mit der Realisierung der 

Umfahrung Höri und der Entlastung Neeracherried. Stimmen Sie bitte mit 

uns dieser KEF-Erklärung zu. 

 

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Ich bin jetzt bald 15 Jahre in diesem Rat und 

das Neeracherried ist so ein Evergreen, der immer und immer wieder aufge-

taucht. Es ist so viele Male aufgetaucht, ich habe extra einmal eine Velofahrt 

dorthin gemacht, um es mir einmal anzuschauen. Und ja, es ist schön. Es 

wäre aber, das muss man sagen, langsam an der Zeit, dieses leidige Thema 

mit diesen Strassen durch das Neeracherried abzuschliessen. Auch hier 

macht es keinen Sinn, das Projekt wieder hinauszuschieben. Es macht es 

höchstens noch teurer und zieht eine eh schon unendliche Geschichte noch 

weiter in die Länge. Das Projekt gehört endlich umgesetzt und abgeschlossen 

und entsprechend wieder in den KEF. Danke. 

 

Hans Egli (EDU, Steinmaur): Ich möchte betonen, dass diese KEF-

Erklärung überflüssig ist, und zwar geht es um Folgendes: Die Fachstelle 

Naturschutz hätte schon lange den Auftrag, hier eine neue Schutzzone zu 

errichten. Und es macht keinen Sinn, zuerst die Strasse zu bauen und nachher 
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die Schutzzone festzulegen, sonst liegt die neue Strasse wieder in der Schutz-

zone. Darum braucht es diese Koordination, die schon angelaufen ist, und 

das heisst: PPF-Flächen (Prioritäre Potenzialflächen für Feuchtgebiete), 

Feuchtgebietsflächen, die Strasse und die neue Schutzzone müssen koordi-

niert werden. Und diese Koordination geht nicht vorwärts, solange die Fach-

stelle Naturschutz die Schutzzone nicht festlegt. Die Strasse wäre schon 

lange gebaut, wenn die Fachstelle Naturschutz Vollgas geben würde, und 

darum ist diese KEF-Erklärung überflüssig und bringt überhaupt nichts. 

Und ergänzen möchte ich noch zu Wilma Willi: Das Neeracherried hat eine 

Top-Qualität, ich höre keinen Biologen, der etwas anderes sagt. Und diese 

Top-Qualität steigert sich auch weiter, ob diese Strasse im Neeracherried 

bleibt oder nicht. Danke vielmals. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Dies ist ein weiterer Antrag, der bereits 

lange Thema ist, von der Dauer her wohl vergleichbar mit der Eigen-

talstrasse. Ich habe jetzt nicht nachgeschaut, was älter ist oder wie lange das 

schon ein Thema ist, aber auch das kommt hier immer wieder auf. Die AL 

konnte einmal auf einem gemeinsamen Fraktionsausflug zusammen mit den 

Grünen das Neeracherried besuchen. Birdlife Schweiz (Vogelschutzorgani-

sation) leistet wirklich eine gute Arbeit und das Flachmoor Neeracherried ist 

für die Vögel ein wertvolles Reservat in unserem Kanton, das auch auf Bun-

desebene anerkannt ist. Doch bei diesem Augenschein auf dem Fraktions-

ausflug stachen auch genau die hier genannten Strassen hervor, denn sie zer-

schneiden zentral dieses wertvolle, über 100 Hektar grosse Naturschutzge-

biet. Und für manche bodenbrütende Vogelarten ist es wichtig, dass sie ge-

nug Rückzugsraum haben, und diese vielbefahrenen Strassen, die auch ent-

sprechend befestigt sein müssen, durchschneiden genau das Neeracherried, 

diesen wertvollen Lebensraum für die einheimische Flora und Fauna. Das 

Projekt wartet bereits genug lange, eine weitere Verzögerung ist hier nicht 

angebracht. Die Alternative Liste stimmt daher dieser KEF-Erklärung zu. 

 

Abstimmung über die KEF-Erklärung 31 

Der Kantonsrat stimmt der Überweisung der KEF-Erklärung 31 mit 

90 : 88 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.  

 

Leistungsgruppe 8500, Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft 

 

31a Minderheitsantrag David Galeuchet, Markus Bärtschiger, Felix Ho-

esch, Rosmarie Joss, Daniel Sommer und Benjamin Walder (KEVU): 

Verschlechterung: Fr. -300'000 
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Zwei Stellen sind zu schaffen, damit Hochwasserschutzprojekte schneller 

vorangetrieben werden können.  

 

Andreas Hasler (GLP, Illnau-Effretikon), Präsident der KEVU: Ich melde 

mich, um den Antrag wirklich klarzustellen. Es geht hier nur um zwei zu-

sätzliche Stellen für Hochwasserschutzprojekte, damit entsprechende Pro-

jekte schneller vorangetrieben werden können. Die KEVU-Mehrheit lehnt 

das ab. Ich weise aber vor allem darauf hin, dass es nicht um eine Erhöhung 

des Investitionsbudgets um 8,5 Millionen Franken geht. Zum Zeitpunkt der 

Beratung in der FIKO waren diese 8,5 Millionen Franken als Folgeantrag 

drin. Das ist auch heute noch so im Antrag der FIKO drin. Das hat unterdes-

sen geändert. Die 8,5 Millionen Franken kommen nachher im Rahmen des 

Antrags 32 zur Abstimmung. 

 

Markus Bärtschiger (SP, Schlieren): Ich spreche zu Budgetanträgen 31a und 

32 und KEF-Erklärung 35, also zum Grundsätzlichen im Hochwasserschutz: 

Durch den Klimawandel nehmen extreme Wetterereignisse wie Starkregen 

und Hochwasser an Häufigkeit und Intensität zu. Hochwasserschutz ist daher 

eine zentrale Massnahme, um auf diese Herausforderung vorbereitet zu sein. 

Hochwasserschutz ist entscheidend, um Menschen, Infrastruktur und Um-

welt vor den verheerenden Auswirkungen von Überschwemmungen zu 

schützen. Er schützt Menschenleben, vermeidet wirtschaftliche Schäden, 

schont die Infrastruktur, sichert somit unsere Lebensqualität. Fazit: Ein gut 

geplanter und umgesetzter Hochwasserschutz ist eine Investition in die Si-

cherheit und Zukunft von Gesellschaft und Natur. Proaktive Massnahmen 

wie die Renaturierung von Bächen und Flüssen und nachhaltige Raumpla-

nung helfen, die Risiken zu minimieren und Schäden zu begrenzen. Zusätz-

liche Stellen und Projekte sind deshalb gerade heute richtig und wichtig. Wir 

stimmen entsprechend den Anträgen der Grünen beziehungsweise der GLP 

zu. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Ich habe David Galeuchet als Erstunterzeichner 

unterschlagen. Ich möchte mich entschuldigen, er hat das Wort. 

 

David John Galeuchet (Grüne, Bülach): Gerne nehme ich die Entschuldi-

gung an, vielleicht kriege ich ja mehr Redezeit (Heiterkeit). 

Die Folgen der Klimaerwärmung sind schwer zu beziffern, doch bereits 

heute verursachen Naturereignisse in der Schweiz laut dem Bundesamt für 

Umwelt (BAFU) Kosten von jährlich 840 Millionen Franken. Bis 2040 rech-

net das BAFU mit einer Zunahme der Hochwasserschäden um weitere 8 Pro-

zent infolge des Klimawandels. Und angesichts der global unzureichenden 
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Klimaschutzmassnahmen ist zu erwarten, dass sich diese Schäden auch in 

den kommenden Jahrzehnten weiter verstärken werden. Die jüngsten Ereig-

nisse in Valencia sowie in Mittel- und Osteuropa wie auch in der Schweiz 

verdeutlichen, dass wir beim Kampf gegen die klimabedingten Veränderun-

gen dringend aufholen müssen. Ein positives Beispiel ist der Entlastungss-

tollen von der Sihl in den Zürichsee, eines der zentralen Hochwasserschutz-

projekte des Kantons Zürich. Damit schützen wir die Einwohner der Stadt 

Zürich. Dieses Projekt wird uns vor künftigen Hochwasserrisiken schützen. 

Allerdings gibt es im Kanton Zürich noch weitere Hochwasser-Hotspots, die 

dringend Massnahmen erfordern. Da ist die Stadt Winterthur mit der Eulach 

und dem Mattenbach, in Dietikon ist es die Reppisch und in Kloten und Bas-

sersdorf der Altbach. Neben diesen Schwerpunkten hat das AWEL auf kan-

tonaler Ebene eine Vielzahl von Projekten und kennt auf kommunaler Ebene 

über 170 weitere Hochwasserschutzprojekte, die umgesetzt werden müssen. 

Daher beantragen wir Grüne, 300'000  Franken für zusätzliche Stellen beim 

AWEL bereitzustellen, um den Schutz der Bevölkerung vor Hochwasser ef-

fizient voranzutreiben. Die aktuell beschlossenen 15 Prozent Einsparung bei 

den Investitionen wollen wir vollständig rückgängig machen. Ich spreche 

später dazu. Danke. 

 

Sonja Rueff-Frenkel (FDP, Zürich): Ich spreche für drei Fraktionen und zu 

allen Budgetanträgen und KEF-Erklärungen in dieser Leistungsgruppe und 

schaffe es hoffentlich in zwei Minuten. Alle KEF-Erklärungen und Budge-

tanträge haben das Ziel, mehr Stellen zu schaffen und/oder konkrete Projekte 

im Hochwasserschutz voranzutreiben. Die KEF-Erklärungen nennen zum 

Teil ganz konkrete Projekte. Eine Priorisierung der Projekte im Bereich des 

Hochwasserschutzes gibt es bereits heute. Wir alle kennen die grossen Pro-

jekte, die bereits am Laufen sind, wie zum Beispiel der Entlastungsstollen 

Thalwil. Die für die Hochwasserschutzprojekte aufgewendeten Stellenpro-

zente variieren je nach Verteilung der zu erledigenden Arbeiten im Projekt-

portfolio, wobei es kantonale und kommunale Projekte gibt. Gemäss Ver-

waltung werden schon heute die grössten Risiken prioritär behandelt. Im 

AWEL werden die heute total 740 Stellenprozente je nach Bedarf für kanto-

nale oder kommunale Projekte eingesetzt. Dennoch, Hochwasserschutz ist 

wichtig, auch um grosse volkswirtschaftliche Schäden zu verhindern und 

vermeiden. 

Die FDP und mit ihr die SVP und die Mitte werden die KEF-Erklärungen 

ablehnen und beim Budgetantrag der GLP mitmachen. Mit der Verschlech-

terung des Budgetantrags der GLP wird der Priorisierung der Projekte wei-

terhin Rechnung getragen, werden aber dennoch die Investitionsausgaben 

gesenkt. 
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Daniel Rensch (GLP, Zürich): Grundsätzlich begrüssen wir die Intention, 

die diesem Antrag und dem folgenden Minderheitsantrag in der Investitions-

rechnung zugrunde liegt, nämlich eine Verbesserung des Hochwasserschut-

zes im Kanton Zürich. Das ist exakt der Sinn unserer kostenneutralen Budge-

tanträge im Tiefbauamt und beim AWEL. Doch zusätzliche Stellen entspre-

chen nicht der von uns gestützten Idee des Regierungsrates, die Finanzen des 

Kantons Zürich in den nächsten Jahren nicht übermässig zu belasten. Wir 

lehnen deshalb den Antrag ab. Wir möchten dennoch den Hochwasserschutz 

und die Renaturierung nicht vernachlässigen und haben deshalb mit dem 

nachfolgenden Antrag 32 eine Erhöhung des Budgets beantragt. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Ja, über das Wetter lässt sich doch wunder-

bar diskutieren. Man kann sich darüber aufregen, je nachdem hat man 

Freude, wenn es schneit oder nicht. Oder jetzt dann kommt die bedrückende 

Nebeldecke in den Wintermonaten, wobei ich zugegebenermassen heute 

Morgen einen schönen Ausblick aus dem Zug auf die Berge hatte. Und ja, 

im Sommer kommt es dann zu Unwettern und Hochwassern, darüber lässt 

sich wunderbar diskutieren. Das ist doch alles schön und gut, aber wissen 

Sie was? Das Hochwasser wartet schlichtweg nicht auf besseres Wetter in 

unserem kantonalen Budget. Und darum tun wir auch gut daran, wenn wir 

die entsprechenden Hochwasserschutzprojekte schnellstmöglich umsetzen. 

Ich könnte es auch anders formulieren: Wenn wir mit der Umsetzung von 

Hochwasserschutzprojekten zuwarten, können wir auch ins Casino spielen 

gehen. Mit ein wenig Glück gewinnen Sie dabei und Ihre Verzögerungstak-

tik hat keine Auswirkungen und das Zuwarten hat sich gelohnt, so zynisch 

es klingt. Aber je grösser Ihr Einsatz wird und je mehr Sie zuwarten, desto 

grösser ist die Wahrscheinlichkeit, dass Sie am Ende verlieren. Lassen Sie 

es nicht so weit kommen, denn im Gegensatz zu Casinos haben wir hier im 

Parlament keinen Spielerschutz, falls Sie es übertreiben. Und Sie spielen 

nicht mit Ihrem eigenen Geld oder jenem Ihrer Familie, sondern mit den po-

tenziell von Hochwasser betroffenen Personen. Wir werden daher dem 

Budgetantrag 31 sowie auch der entsprechenden KEF-Erklärung zustimmen. 

 

Abstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 111 : 67 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), 

den Minderheitsantrag von David Galeuchet abzulehnen.  

 

32 Antrag KEVU/FIKO 

Verschlechterung: Fr. -3'600'000 
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Das Investitionsbudget AWEL ist im Wesentlichen durch definierte Positio-

nen geprägt, die nicht gekürzt werden können: Laufende Grossprojekte (Ent-

lastungsstollen Sihl-Thalwil, Platzspitzwehr), gut nachgefragte Beiträge an 

Dritte (an Private zur Energieförderung und an Gemeinden für Hochwasser-

schutzprojekte) und saldoneutrale durchlaufende Beiträge. Die 15%-ige In-

vestitionskürzung führt deshalb dazu, dass gar kein Budget für Renaturie-

rungsprojekte zur Verfügung steht. Die 3,6 Mio. Franken sind die Hälfte des 

ursprünglich dafür vorgesehenen Betrags. 

 

32b Minderheitsantrag David Galeuchet, Markus Bärtschiger, Felix Ho-

esch, Rosmarie Joss, Daniel Sommer und Benjamin Walder (KEVU): 

Verschlechterung: Fr. -8'500'000 

Die Plankorrektur bei den Investitionen wird aufgehoben, damit alle Pro-

jekte wie ursprünglich geplant realisiert werden können. 

 

David John Galeuchet (Grüne, Bülach): Die aktuell beschlossenen 15 Pro-

zent Einsparungen bei den Investitionen müssen vollständig rückgängig ge-

macht werden. Verzögerungen bei der Realisierung dieser Projekte, dieser 

Hochwasserprojekte sind inakzeptabel, im Gegenteil, wir müssen den Hoch-

wasserschutz beschleunigen. Ein warnendes Beispiel liefert das Wallis, wo 

aufgeschobene Projekte letztlich schwerwiegende Konsequenzen hatten. 

Lassen Sie uns gemeinsam handeln und unsere Bevölkerung besser schüt-

zen. Bitte stimmen Sie der Verschlechterung zu.  

 

Abstimmung 

Der Mehrheitsantrag 32 der KEVU/FIKO wird dem Minderheitsantrag 

32b von David Galeuchet gegenübergestellt. Der Kantonsrat stimmt 

dem Mehrheitsantrag der KEVU/FIKO mit 110 : 67 Stimmen (bei 0 

Enthaltungen) zu.  

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Da der Antrag zu einer Verschlechterung führt, 

stellen wir fest, ob das Quorum der Ausgabenbremse erreicht wird. Der Rat 

besteht zurzeit aus 180 Mitgliedern. Deshalb braucht es mindestens 91 Stim-

men. Kommen weniger als 91 Stimmen zustande, ist der Antrag abgelehnt. 

 

Abstimmung über die Ausgabenbremse 

Für die Lösung der Ausgabenbremse stimmen 176 Ratsmitglieder. Das 

erforderliche Quorum von 91 Stimmen ist erreicht worden.  

 

KEF-Erklärung 33 

Hochwasserschutz und Revitalisierung Limmat 
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Antrag Thomas Schweizer: 

Der Hochwasserschutz und die Revitalisierung der Limmat sind plangemäss 

umzusetzen. Für die Vorarbeiten sind 600'000 in den KEF 2025 bis 2028 

aufzunehmen. 

 

KEF-Erklärung 34 

Hochwasserschutz und Aufwertungen Untere Reppisch, Dietikon 

Antrag Thomas Schweizer: 

Der Hochwasserschutz und die Aufwertungen an der Unteren Reppisch in 

Dietikon sind plangemäss umzusetzen. Für die Vorarbeiten sind 1'600'000 in 

den KEF 2025 bis 2028 aufzunehmen. 

 

Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen): Es geht um die Revitalisierung der 

Limmat und die Zukunft der Reppisch. «Vor ganz grossen Hochwassern ist 

man im inzwischen immer dichter besiedelten Limmattal heute nicht überall 

sicher. Extreme Hochwasser, die aufgrund der Klimaerwärmung künftig 

häufiger vorkommen, kann die kanalisierte Limmat bei Schlieren im heuti-

gen Zustand nicht mehr genügend ableiten. Mit der Revitalisierung schliesst 

der Kanton Zürich eine Lücke im Hochwasserschutz.» Das sind nicht meine 

Worte, sondern das ist ein Zitat von der kantonalen Webseite zum Thema 

«Hochwasserschutz an der Limmat». Und es geht weiter, ich zitiere: «Nach 

der Revitalisierung bietet der ausgeweitete Flussraum innerhalb der neuen 

Schutzdämme mehr Platz. Menschen und Sachwerte entlang des Limmat-

Abschnitts sind dann selbst vor einem Hochwasser sicher, das aufgrund bis-

heriger Statistiken nur alle 300 Jahre zu befürchten ist.» Und hier ist eben 

wichtig «aufgrund der bisherigen Statistiken», denn diese bilden die neuen 

verschärften Hochwasser nicht ab. Nach den Hochwassern im Wallis, im 

Tessin und an vielen anderen Orten muss die bisherige Jährigkeit von Hoch-

wassern infrage gestellt werden. Es ist zu befürchten und es ist ja auch schon 

bereits eingetreten, dass diese Hochwasserereignisse deutlich häufiger ein-

treten. Ein Aufschub von Hochwasserschutzprojekten kann uns ein Mehrfa-

ches kosten, das Wallis lässt grüssen. Wir müssen also rechtzeitig interve-

nieren. Die Revitalisierung der Limmat soll gemäss Planung rasch vorange-

trieben und bis 2032 umgesetzt werden. Das Gleiche gilt für das Projekt «Zu-

kunft Reppisch», auch hier sind bei Hochwasserereignissen Schäden in Mil-

lionenhöhe prognostiziert. Man soll also zeitnah diesen Hochwasserschutz 

an die Hand nehmen. Bitte unterstützen Sie die KEF-Erklärungen 31 und 34. 

 

Markus Bärtschiger (SP, Schlieren): Zu KEF-Erklärung 33. Ich gebe meine 

Interessenbindung bekannt: Ich bin als Stadtpräsident von Schlieren Mit-

glied des Lenkungsausschusses Limmat-Revitalisierung.  
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Wie hat es der Baudirektor bei der Behandlung der LSI (langfristige strate-

gische Immobilienplanung, Vorlage 5979) gesagt: Notwendige Investitionen 

sind zu tätigen, Chancen zu nutzen, Risiken zu vermeiden. Die Limmat-Re-

vitalisierung ergibt viele Chancen für die Natur, für ganz viele Menschen – 

als neuen, vergrösserten Lebensraum für Tiere und Pflanzen, als Erholungs-

raum für ganz viele Limmattalerinnen und Limmattaler, auch wenn gleich-

zeitig viele Familiengärten wegfallen müssen. Risiken werden vermindert, 

ganze Quartiere werden besser vor Hochwasserschutz geschützt. Das Projekt 

ist nun seit mehr als 13 Jahren in der Planungsphase. Auch wenn wir alle 

wissen, dass ein so grosses Jahrhundertprojekt mit aller Sorgfalt geplant und 

realisiert werden muss, ist es nun an der Zeit, dieses Projekt auch wirklich 

zum Ende zu bringen. Anders können die Chancen nicht realisiert werden 

und die Risiken werden immer grösser. Viele Leute werden hingehalten und 

die Verärgerung in der Limmattaler Bevölkerung über die weiteren Verzö-

gerungen steigt an. Wir werden dem Antrag der Grünen folgen. 

Zu KEF-Erklärung 34 zitiere ich aus der Medienmitteilung der Baudirektion 

vom 4. Oktober 2024: «Das Dietiker Stadtzentrum gehört zu den Gebieten 

im Kanton Zürich mit dem höchsten Schadenpotenzial bei Hochwasserereig-

nissen.» Und weiter: «Zusammen mit den Hochwasserschutzmassnahmen 

wollen der Kanton Zürich und die Stadt Dietikon die Reppisch auch für die 

Bevölkerung aufwerten.» Die Stadt Dietikon ist bereit. So hat etwa der SVP-

Stadtpräsident (Roger Bachmann) die zusätzlichen Investitionen der Stadt 

Dietikon im Raum Untere Reppisch anhand eines öffentlichen Spaziergangs 

im November der Bevölkerung vorgestellt. Nun soll aber das Projekt künst-

lich verzögert werden. Das ist nicht im Sinne der Bevölkerung der Stadt 

Dietikon und beinhaltet unkalkulierbare Risiken in der Zukunft. Wir wollen 

diese Risiken minimieren und wollen keine weiteren Projektverzögerungen 

hinnehmen. Wir werden dem Antrag der Grünen stattgeben. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Was waren das für erfreuliche Nach-

richten, als die Renaturierungen der Limmat bei Schlieren und der Reppisch 

bei Dietikon von der Baudirektion vorgestellt wurden. Ich freute mich, dass 

die beiden Flüsse endlich wieder etwas zurückerhalten, was ihnen gehört, 

nämlich etwas mehr Eigenständigkeit. Die engen Korsettierungen der beiden 

Flüsse sollen mit den kleinen Renaturierungseingriffen ein Stück weit rück-

gängig gemacht werden. Es ist zwar nur ein Tropfen auf einen heissen Stein, 

aber doch haben diese naturnahen Eingriffe gleichzeitig einen sehr grossen 

Impact. Sie dienen nämlich nicht nur der Natur, verbessern die Wasserqua-

lität und die Lebensqualität von Fischen und Pflanzen, sondern sie sind auch 

ein hervorragender Hochwasserschutz. Mit der Klimaerwärmung werden 

extreme Hochwasser künftig vermehrt auftreten, Starkregen und Dauerregen 
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haben das Potenzial, die Flüsse innert kürzester Zeit anschwellen zu lassen. 

Da ist jeder Franken, den wir in die Renaturierung von Flüssen investieren, 

ein gut und effizient eingesetzter Franken. Es ist sehr bedauerlich und auch 

fahrlässig, dass der Regierungsrat diese beiden Renaturierungsprojekte weit 

nach hinten schieben will. Die Alternative Liste ist überzeugt, dass wir die 

Renaturierungsprojekte so schnell wie möglich umsetzen müssen. Wir un-

terstützen darum die beiden KEF-Erklärungen 33 und 34. Bitte tun Sie es 

uns gleich. Besten Dank. 

 

Pierre Dalcher (SVP, Schlieren): Ich komme aus Schlieren und möchte hier 

einfach auch noch etwas zur Revitalisierung der Limmat sagen. Ich finde es 

gut, dass das nach hinten geschoben wird, denn wir haben nämlich noch ein 

paar Dinge abzuklären. Zum Beispiel haben wir dort anscheinend ziemlich 

viele Schadstoffe drin, da ja zum Beispiel die Schrebergärten nicht mehr be-

nutzt werden dürfen, weil sie die Werte übersteigen. Also die Schrebergärten 

können zum Teil nicht mehr bewirtschaftet werden. Daher finde ich es gut, 

dass man da sauber Zeit hat, um dies genau abzuklären. Danke. 

 

Abstimmung über die KEF-Erklärung 33 

Der Kantonsrat stimmt der Überweisung der KEF-Erklärung 33 mit 

89 : 88 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.  

 

Abstimmung über die KEF-Erklärung 34 

Der Kantonsrat stimmt der Überweisung der KEF-Erklärung 34 mit 

89 : 88 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.  

 

KEF-Erklärung 35 

L1 Realisierte kantonale Hochwasserschutzprojekte (Zielwert) 

Antrag David Galeuchet: 

Die Anzahl der kantonalen Hochwasserschutzprojekte muss ab P27 auf 2 

erhöht werden. 

 

David John Galeuchet (Grüne, Bülach): Ganz kurz: Lassen Sie uns schneller 

vorwärtsmachen beim Hochwasserschutz. Dies wollen wir auch mit diesem 

Indikator aufzeigen. Ab 2027 sollen – statt bisher ein – zwei Hochwasser-

schutzprojekte pro Jahr realisiert werden. Stimmen Sie unserem Antrag zu. 

Herzlichen Dank. 

 

Abstimmung über die KEF-Erklärung 35 

Der Kantonsrat stimmt der Überweisung der KEF-Erklärung 35 mit 

89 : 88 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.  
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Leistungsgruppe 8510, Altlasten 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Leistungsgruppe 8700, Immobilienamt 

 

33 Antrag KPB / FIKO: 

Verbesserung: Fr. 900'000 

Das Stellenwachstum beim Immobilienamt soll nicht höher ausfallen als ma-

ximal die Hälfte mehr als das Wachstum der Bevölkerung des Kanton Zürich 

(1,5%). 

 

33a Minderheitsantrag Andrew Katumba, Theres Agosti Monn, Jonas 

Erni, Thomas Schweizer und Wilma Willi (KPB): 

Gemäss Antrag des Regierungsrates. 

 

Andrew Katumba (SP, Zürich): Werte KPB-Mehrheit, Sie begründen die 

Kürzung von ursprünglich 1,7 Millionen Franken und neu 900'000 Franken 

damit, dass das Personalwachstum im Kanton Zürich mit dem Bevölke-

rungswachstum im Kanton Zürich im Einklang stehen sollte. Unter dem 

Deckmantel der Effizienz klingt dieser Antrag auf den ersten Blick zwar sehr 

verlockend, doch lassen Sie uns kurz klarstellen, was hier wirklich auf dem 

Spiel steht: Unter der Leistungsgruppe 8300 hat die GLP ja mit ziemlich 

prosaischen, deutlichen Worten gesagt, dass hier eine Kappung des Stellen-

wachstums stattfindet. Und das findet auch hier statt. Was wir aber nicht 

verstehen, ist, dass hier jetzt plötzlich die GLP anderer Meinung ist. Ich bin 

dann gespannt, wie sie hier argumentieren wird. Mit einer stetigen jährlichen 

Bevölkerungszunahme wächst nicht nur der Kanton, sondern auch der Be-

darf an öffentlicher Infrastruktur. Diese Aufgaben werden nicht weniger, sie 

werden immer drängender. Und genau hier kommt das Immobilienamt ins 

Spiel. Dieses Amt ist das Herzstück, wenn es darum geht, Projekte rechtzei-

tig und in höchster Qualität aufzugleisen, um die Bedürfnisse unserer Bür-

gerinnen und Bürger zu erfüllen. Die besagte Kürzung würde genau das ge-

fährden. Es würde die Planung verlangsamen und die Umsetzungen verzö-

gern. Wir alle wissen, dass Verschleppung und Sparmassnahmen in der Inf-

rastrukturplanung am Ende kostspieliger sind, sei es durch steigende Bau-

kosten oder durch die sozialen und wirtschaftlichen Folgen einer unzu-

reichenden Infrastruktur. Die Antwort auf diesen Antrag ist deshalb klar… 

(Die Redezeit ist abgelaufen.) Lehnen Sie ab. 
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Stephan Weber (FDP, Wetzikon): Im Budget wird für das Immobilienamt 

ein Stellenwachstum vom 14 Vollzeitstellen beantragt. In Relation zum Be-

völkerungswachstum wären drei zusätzliche Stellen gerechtfertigt. Das Im-

mobilienamt ist eine noch junge Amtsstelle, die sich im Aufbau befindet und 

gute, engagierte und wertvolle Arbeit für unseren Kanton leistet. Doch auch 

beim Stellenwachstum gilt es, eine Priorisierung zu machen und Mass zu 

halten. Auch dieser Wunschzettel ist deshalb zu kürzen. Unter der Würdi-

gung, dass sich das Immobilienamt noch dem Aufbau befindet, gewährt der 

Kürzungsantrag um 900'000 Franken noch immer ein deutlich überdurch-

schnittliches Wachstum der Stellen. 

 

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Ich wurde ja gerade von Herrn Ka-

tumba angesprochen, wie wir es begründen, dass wir hier eine andere Hal-

tung haben als bei den anderen Ämtern: Der Indikator «Bevölkerungswachs-

tum» ist es nicht, der uns dazu geführt hat, diesem Antrag hier zuzustimmen. 

Das Entscheidende ist auch nicht das Bevölkerungswachstum, sondern das 

Portfolio. Der Regierungsrat hat hier einen Indikator, der sagt, wie viel Mie-

tertrag wir in etwa pro Vollzeiteinheit der Mitarbeitenden haben, ein Indika-

tor, der aus meiner Sicht tatsächlich sinnvoller ist und auch verfolgt werden 

sollen. Nur ist das noch nicht ganz so plakativ einfach möglich, wie es jetzt 

daliegt, weil wir ein komplizierteres Immobilienportfolio haben. In diesem 

Sinne finden wir: Ja, es muss in diese Richtung gehen, aber der ganze Pro-

zess soll in einem langsameren Tempo vor sich gehen, um die richtige Per-

sonenzahl zu definieren, die es braucht, um das Immobilienportfolio zu ma-

nagen. Und in diesem Sinne bitte ich Sie, stimmen Sie diesem Antrag zu. 

 

Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen): Wir haben im Kanton einen Investi-

tionsbedarf für Neubauten, insbesondere im Bildungsbereich. Diese müssen 

proaktiv gebaut werden, nicht erst, wenn die Schülerinnen und Schüler vor 

der Tür stehen. Mit der Zurückstellung von Bauten wird die Sache auch nicht 

einfacher. Es muss mit zusätzlichen Provisorien gearbeitet werden, auch hier 

braucht es Planung im Immobilienamt. Und je sanierungsbedürftiger – auch 

dort haben wir einen grossen Sanierungsüberhang – es ist, desto komplexer 

wird es. Wir müssen diese Aufgaben rechtzeitig angehen, damit es eben nicht 

noch teurer wird. Bitte unterstützen Sie den Minderheitsantrag 33a. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Ich kann es mal gleich machen wie die EVP 

und in der Einleitung voranstehend erwähnen, dass wir leider nicht Teil der 

KPB sind, uns aber natürlich trotzdem bemüht haben, uns zu informieren, 

und gehört haben, dass diese Stellen durchaus mit den vermehrten Immobi-
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lienprojekten und deren Unterhalt begründet sind, während dieser Rasenmä-

her-Antrag wieder mit derselben pauschalen Begründung daherkommt wie 

bereits die letzten. Ich mache es daher kurz: Wir werden diesen Budgetantrag 

ablehnen beziehungsweise den Minderheitsantrag unterstützen. 

 

Regierungsrat Martin Neukom: Ich freue mich natürlich, dass hier das Im-

mobilienamt und die Arbeit des Immobilienamts gewürdigt werden. Der 

Kantonsrat hat im Jahr 2015 das Mietermodell beschlossen, und mit dem 

Mietermodell ist auf das Immobilienamt eine sehr, sehr grosse Arbeit zuge-

kommen. Sie erinnern sich, vor dem Mietermodell gab es im Kanton 37 un-

terschiedliche Anlagebuchhaltungen, heute nur noch eine, ganz zentral im 

Immobilienamt. Da ist es, glaube ich, auch verständlich, dass das Immobi-

lienamt für diese Aufgabe mehr Stellen benötigt, als einfach das Bevölke-

rungswachstum in dem Sinne hergeben würde, denn da sind viele zusätzliche 

Aufgaben auf das Immobilienamt zugekommen in der Vergangenheit. Jetzt 

kommt noch dazu, dass das Portfolio deutlich grösser war, als es abgeschätzt 

wurde. Vor dem Mietermodell wussten wir gar nicht im Detail, wie gross 

das Portfolio wirklich ist. Das Portfolio war nochmals etwas grösser, als man 

angenommen hatte. Deshalb brauchte es mehr Stellen, als wir ursprünglich 

dachten. 

Werfen Sie einen Blick in die LSI, die langfristige strategische Immobilien-

planung, dann sehen Sie, welche Arbeiten das Immobilienamt leistet. Wir 

haben ein Portfolio von rund 2000 Gebäuden – das ist unser Bestand – und 

wir haben einen Bedarf an neuen Projekten in den nächsten zwölf Jahren von 

8 Milliarden Schweizer Franken; eine extrem grosse Aufgabe, die hier das 

Immobilienamt hat. Mein Ziel ist es, in der Immobilienbereitstellung die 

Rolle des Immobilienamtes zu stärken, weil es genau die Aufgabe des Im-

mobilienamtes ist, auch mal den Bedarf der Direktionen kritisch zu hinter-

fragen. Das wird natürlich nicht immer gern gesehen, aber das ist teilweise 

ein bisschen ein Seilziehen, wie viel Bedarf wirklich gerechtfertigt ist. Des-

halb ist es wichtig, dass wir das Immobilienamt stärken, weil es in diesem 

Bauprozess – und da geht es um sehr viel Geld – eine sehr wichtige Rolle 

hat. Deshalb ist dieser Antrag aus meiner Sicht eher kontraproduktiv, um das 

Immobilienamt zu stärken.  

Ich habe auch ein externes Gutachten bestellt, um darzulegen, ob es wirklich 

mehr Stellen braucht mit diesem Portfolio. Und dieses externe Gutachten ist 

zum Schluss gekommen, dass im Vergleich mit anderen Bauherren, mit an-

deren Portfolios, dieser Stellenaufbau in diesem Mass gerechtfertigt ist. Des-

halb bitte ich Sie, diesen Streichungsantrag abzulehnen. Besten Dank. 

 

Abstimmung 
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Der Mehrheitsantrag 33 der KPB/FIKO wird dem Minderheitsantrag 

33a von Andrew Katumba gegenübergestellt. Der Kantonsrat stimmt 

dem Mehrheitsantrag der KPB/FIKO mit 110 : 67 Stimmen (bei 0 Ent-

haltungen) zu. Damit ist die Verbesserung von 900'000 Franken beschlos-

sen.  

 

Leistungsgruppe 8710, Liegenschaften Finanzvermögen 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Leistungsgruppe 8750, Liegenschaften Verwaltungsvermögen 

 

KEF-Erklärung 36 

Gesamtinstandsetzung Tilia, Alleestr. 76-78, Rheinau 

Antrag Jeannette Büsser: 

Gesamtinstandsetzung Tilia, Alleestr. 76-78, Rheinau ist gemäss ursprüngli-

cher Planung umzusetzen. Von den 30 Mio. Gesamtkosten sind 20 Mio. 

Franken in den KEF 2025–2028 einzustellen. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wir haben ja gemeinsame Beratung von Antrag 

34a und KEF-Erklärung 36 beschlossen. Der Antrag 34a wurde am 9. De-

zember 2024 zurückgezogen. Darum haben wir jetzt nur noch die KEF-

Erklärung 36. 

 

Jeannette Büsser (Grüne, Horgen): Es waren einmal 30 Millionen Franken 

vorgesehen für die Gesamtinstandsetzung der Tilia in Rheinau. Aufgescho-

ben sei ja nicht aufgehoben, sagte man. Wer genau zugehört hat in der LSI-

Debatte vor zwei Wochen weiss, dass das so ganz sicher nicht mehr ist. Das 

Tilia bietet erwachsenen Menschen mit kognitiven Behinderungen und her-

ausforderndem Verhalten sowie Menschen mit einer psychischen Behinde-

rung ein Zuhause. Ein Holzbau wurde dieses Jahr im Eilzugstempo erstellt, 

das ist wichtig. Es ist uns eben auch wichtig, dass das Personal über geeig-

nete und sichere Arbeitsplätze verfügt, so wie es uns wichtig ist, dass Men-

schen in schwierigen Lebenssituationen nicht auch noch in schwierigen 

Wohnverhältnissen leben. Für Menschen, welche in Wohnheimen, in Psy-

chiatrien – auch da wurden 120 Millionen zurückgestellt – oder anderen so-

zialen Einrichtungen leben, haben wir eine besondere Verantwortung. Wir 

sind der Meinung, dass Bauprojekte, welche diese vulnerable Bevölkerungs-

gruppe betreffen, nicht zurückgestellt werden sollen, und bitten Sie, unseren 

Antrag zu unterstützen. Danke.  
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Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Ich spreche gleich zu allen KEF-

Erklärungen. Wir werden alle ablehnen. Wir erachten es als unnötig, dass sie 

jetzt so eingebracht werden. Ich habe auch bereits bei der LSI gesagt, dass 

wir es aus finanziellen Gründen als wichtig erachten, dass wir diese Priori-

sierung vornehmen. Wir möchten aber, dass sie neu überarbeitet wird und 

dann auch das Parlament vernünftigerweise einbezogen wird, wie diese Pri-

orisierung stattfinden wird. Dies hier in der KEF-Debatte nachzuholen oder 

vorzuholen, erachten wir aber als unnötig. Ich bitte Sie, lehnen Sie alle KEF-

Erklärungen zu den Immobilien ab. 

 

Simon Vlk (FDP, Uster): Die FDP wird ebenfalls alle kommenden Anträge 

ablehnen, und das sind ja bekanntlich einige, bei welchen es um die Aushe-

belung der Priorisierung geht respektive darum, dass zeitlich nach hinten ge-

schobene Projekte wiederaufgenommen werden sollen. Die Schere zwischen 

dem Investitionsbedarf des Kantons Zürich und den verfügbaren Mitteln hat 

sich in den letzten Jahren leider immer weiter geöffnet. Die Alternative zu 

den Priorisierungen wäre eine immer grösser werdende Finanzierungslücke. 

Dass viele Projekte nun in der Zeitachse nach hinten geschoben werden, ist 

deshalb auch eine Chance, deren Wirtschaftlichkeit und Bedarfsgrösse noch-

mals im Detail zu prüfen und, wo möglich, zu optimieren. Selbst wenn ich 

für die betroffenen Regionen ein gewisses Verständnis empfinde und deren 

Unmut nachvollziehen kann, müssen wir als Kantonsrat das ganze Bild an-

schauen. Auch liegt es wohl in der Natur der Sache, dass jede und jeder das 

Gefühl hat, ihr oder sein Projekt sei das wichtigste, alles könne man streichen 

ausser das eigene. In der Gesamtbetrachtung überwiegen die negativen Fol-

gen einer ausbleibenden Priorisierung, nämlich höhere Schulden, welche die 

finanzielle Handlungsfähigkeit unseres Kantons zukünftig signifikant ein-

schränken würden. Die FDP dankt dem Regierungsrat, dass er diese Verant-

wortung für gesunde, nachhaltige Finanzen übernommen hat, und lehnt alle 

Anträge zur Aushebelung der Priorisierung ab. Besten Dank für Ihre Auf-

merksamkeit. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Ich mache es kurz: Die Realisierung der 

Sonderbetreuungsplätze beim Wohnheim Tilia ist zur Erfüllung des gesetz-

lich vorgeschriebenen Auftrags sehr erforderlich. Das Wohnheim Tilia leis-

tet eine wertvolle Arbeit, und mir ist es auch wichtig hier zu erwähnen, dass 

wir eine erhöhte Fürsorgepflicht gegenüber genau diesen Personen haben. 

Deshalb unterstützt die AL die entsprechende KEF-Erklärung. Besten Dank. 

 

Abstimmung über die KEF-Erklärung 36 
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Der Kantonsrat lehnt die Überweisung der KEF-Erklärung 36 mit 

109 : 68 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.  

 

35a Minderheitsantrag Thomas Schweizer, Theres Agosti Monn, Jonas 

Erni, Andrew Katumba und Wilma Willi (KPB): 

Verschlechterung: Fr.-2'000'000 

Erstellung Mittelschulprovisorium in Affoltern am Albis in den Jahren 2025-

2028 gemäss Planung von BI und BD. Eröffnung Sommer 2028. Gesamtkos-

ten: ca. 48,8 Mio. Franken. Budgetanteil 2025: 2 Mio. Franken. 

 

Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen): Zu meiner Interessenbekundung: Ich 

bin Kantonsrat des Bezirks Affoltern.  

Letzten Frühling hat der Kantonsrat den kantonalen Richtplan revidiert und 

den neuen Mittelschulstandort im Richtplan auf «kurzfristig» gesetzt und 

leicht verschoben. Diese ausserordentliche Richtplanänderung dränge, 

wurde uns in der KPB gesagt, da die Vorarbeiten bereits auf Hochtouren 

laufen würden. 2028 soll die Mittelschule als Provisorium in Betrieb gehen. 

Auch am Informationsanlass der Stadt Affoltern der Bildungs- und der Bau-

direktion wurde das Mittelschulprojekt vorgestellt. Die Mittelschülerzahlen 

im Bezirk Affoltern würden gemäss Niklaus Schatzmann, Leiter des Mittel-

schul- und Berufsbildungsamtes, schneller steigen, als ursprünglich berech-

net. Der Bedarf sei ausgewiesen. Auch Sandra Mischke, die Leiterin der Ab-

teilung Bauten bei der Bildungsdirektion unterstrich, dass heute niemand 

mehr daran zweifle, eine Schule mit 650 Jugendlichen füllen zu können, und 

später auch deutlich mehr. Seit diesen Aussagen haben sich die Vorausset-

zungen nicht geändert. Der Bedarf wurde auch in der Antwort unserer dring-

lichen Anfrage «Mittelschule Knonaueramt jetzt!» (KR-Nr. 291/2024) bestä-

tigt. 

Und noch ein Wort zu den Ämtler Kantonsräten der bürgerlichen Seite: 2017 

wurden 4000 Unterschriften beim Kanton eingereicht. Alle Parteien unter-

stützten damals die Petition für eine rasche Realisierung der Mittelschule. 

Prominent vertreten beim Fototermin bei der Einreichung waren auch die 

SVP und die GLP. Es sei wichtig für die Region, ein gewichtiger Standort-

vorteil. Gilt der Einsatz für die Mittelschule Affoltern heute nicht mehr? Wa-

ren das alles nur Sonntagsreden? Heute ist Montag, ich appelliere: Bleiben 

Sie glaubwürdig und stimmen Sie mit uns für den Mittelschulstandort Affol-

tern. Sie als Ämtler Kantonsräte stehen heute unter erhöhter Beobachtung 

des Säuliämtler Wahlvolks. Bitte unterstützen Sie den Budgetantrag und die 

KEF-Erklärung 37. 
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Peter Schick (SVP, Zürich): Ich werde jetzt gleich zu allen Budgetanträgen 

und KEF-Erklärungen dieser Leistungsgruppe 8750 sprechen: Die SVP lehnt 

die Anträge wie auch die KEF-Erklärungen ab. Der Gesamtregierungsrat hat 

eine Priorisierung der Bauprojekte vorgenommen, etliche, unter anderem die 

genannten in dieser Leistungsgruppe, hat er in die KEF-Periode 2026 bis 

2029 verschoben. Der Kanton muss sparen und da muss alles überprüft wer-

den auf die Notwendig- respektive Dringlichkeit. Dies hat er gemacht. Dass 

das nicht jedem passt, ist klar, Sparen tut manchmal weh. Aber jetzt will die 

linksgrüne Seite mit dem Kopf durch die Wand und pickt einzelne Objekte 

heraus. Diese Objekte seien unbedingt wichtig und notwendig, ansonsten 

würde das Schulsystem nicht mehr richtig funktionieren oder, überspitzt ge-

sagt, zusammenbrechen. Dies spricht schon sehr stark für Partikularinteres-

sen. Wie diese auch immer sind, bleibt einmal dahingestellt. Es wird wegen 

der Priorisierung kein Schüler keinen Schulplatz haben, ich wiederhole 

nochmals, kein Schüler keinen Schulplatz haben – jetzt und auch in der Zu-

kunft nicht. Die Zeiten von einfach Geld ausgeben, weil man es hat, sind 

vorbei. Den Gürtel ein wenig enger schnallen tut keinem weh. Die bewillig-

ten Bildungsbauten und solche, die in der Planung weit fortgeschritten sind, 

werden realisiert. Die Priorisierungen werden gelegentlich aber in ihrer 

Richtigkeit überprüft, um auf Verschiebungen jeglicher Art reagieren zu 

können. Lehnen Sie wie die SVP diese unsinnige Zwängerei ab. 

 

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Eigentlich dachte ich, ich hätte vor-

hin alles gesagt, aber leider hat sich bei uns ein Fehler bei der Übermittlung 

des Votums von Nathalie Aeschbacher zu mir eingeschlichen, und ich muss 

jetzt hier ein Korrigendum machen: Die KEF-Erklärungen werden wir un-

terstützen, aber die Budgetanträge werden wir ablehnen. 

 

Ursula Junker (SVP, Mettmenstetten): Ich muss doch noch etwas ergänzen 

oder erwidern zu meinem Kollegen Thomas Schweizer aus dem Säuliamt: 

Beim genannten Fototermin war ich damals nicht dabei, ich bin ja neu im 

Rat. Aber ich möchte zur Haltung der SVP doch einfach sagen: Aufgescho-

ben ist nicht aufgehoben. Und im Gegensatz zu dir, geschätzter Thomas, war 

ich auch einmal Mitglied einer Exekutive. Und von einer verantwortungsbe-

wussten Exekutive erwarte ich doch einen sorgsamen Umgang mit Finanzen 

und deshalb auch eine Priorisierung von Projekten, wie es jetzt eben in die-

sem Fall bei der Kantonsschule des Knonaueramtes der Fall ist. 

 

Daniel Sommer (EVP, Affoltern am Albis): So sehr ich das Leben als Hand-

werker auch liebe, statistisch gesehen lebe ich klar gefährlicher als Men-

schen in einem Büro oder in der Politik. Das zu beweisen war nicht meine 
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Absicht, als ich mir kürzlich die Sehne des linken Mittelfingers durchtrennte. 

Schreiner Sommer hat bei seiner Hauruckübung einfach zu wenig an die 

Konsequenzen gedacht. Es ist ein schwacher Trost, dass ich mit diesem Ver-

halten nicht allein bin. Zumindest beim Stopp der Mittelschule Affoltern 

sehe ich Parallelen zu unserem Regierungsrat. Durch sein unbedachtes Han-

tieren mit dem Sparmesser kappt er abrupt sein Versprechen an eine ganze 

Region. Das hat zumindest zwei negative Auswirkungen: Zum einen werden 

mit einer Aufschiebung dieses Investitionsvorhabens keine Kosten gespart, 

wie die Regierung in ihren Antworten auf unsere dringliche Anfrage vom 

Herbst selbst zugegeben hat, im Gegenteil, als Folge der Verzögerung gene-

rieren Neuplanungen nach Abschluss der Projektierung sogar Zusatzkosten. 

Und auch mit weiteren Kosten für Schulraumprovisorien an anderen beste-

henden Standorten muss gerechnet werden, denn der dringende Schulraum-

bedarf ist klar ausgewiesen. Zum anderen verspielt die Regierung mit ihrem 

Entscheid viel Kredit und Glaubwürdigkeit bei der Bevölkerung im Knonau-

eramt. Seit über zehn Jahren setzt sich diese bis anhin zusammen mit allen 

Parteien, allen Gemeinden, dem Gewerbe und der Standortförderung dafür 

ein, dass ihr berechtigter Wunsch nach einem Gymi endlich Realität wird. 

Lassen Sie die Säuliämtlerinnen und Säuliämtler nicht schon wieder im Re-

gen stehen und stimmen Sie dem Budgetantrag 35a und der KEF-Erklärung 

37 zu. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Wir haben hier diverse Budgetanträge zu 

Mittelschulen vorliegend, beispielsweise diese hier zum Mittelschul-Provi-

sorium in Affoltern am Albis. Ich kann hier einen ähnlichen Vergleich an-

bringen wie kurz zuvor mit dem Wetter. Dort habe ich ja gesagt, dass das 

Wetter nicht auf Ihr Budget wartet und Sie es nicht steuern können. Nun ja, 

zugegebenermassen haben Sie auf die Schülerzahlen ein wenig mehr Ein-

fluss, und dies auf verschiedene Arten. Einerseits können Sie, wenn wir nach 

China schauen, etwas  bei den Geburtenraten machen. Abgesehen von den 

politischen Aspekten würde dies wohl zu lange dauern. Dann könnten wir 

Schulklassen vergrössern oder einfach Schüler in weiter entfernte Kantons-

schulen schicken. Beide sind aber in den Augen der AL unerwünschte Aus-

wirkungen und würden die Schulqualität merklich verschlechtern. Wir sind 

auf jeden Fall der Meinung, dass es das Kantonsschul-Provisorium in Affol-

tern am Albis braucht und mit diesem auch nicht zugewartet werden kann. 

Denn die kommenden Schülerzahlen können wir nicht reduzieren und der 

AL ist etwas an guter Schulbildung gelegen. Und als Winterthurer kenne ich 

auch die Auswirkungen von zu später oder zu zögernder Schulraumplanung. 

Wir unterstützen daher diesen Budgetantrag. Dasselbe gilt übrigens auch für 
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die Berufsschule in Bülach, womit ich auch gleich mein Votum zum nächs-

ten Budgetantrag vorwegnehme. 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Hier erleben wir jetzt die Buchhalter-

mentalität der SVP und der Bürgerlichen, die eigentlich alle diese Anträge 

einfach mit einem Wisch hier abgehandelt haben möchten. Warum das? Ja 

klar, man will sein Gesicht nicht zeigen, wenn es um das einzelne Projekt 

geht. Man möchte bei den Wählerinnen und Wählern gut dastehen und ja 

nicht mit einem gestrichenen oder aufgeschobenen Schulhaus oder einer In-

vestition in Verbindung gebracht werden. Was Sie hier machen, ist eigent-

lich Schönwetterpolitik. Sie sagen der Bevölkerung immer «ja, wir brauchen 

Bildung, ja, wir brauchen gute Bildungsstätten, und es braucht gute Schul-

räume». Aber jedes Mal werden Sie dann, wenn es ums Zahlen geht, knaus-

rig. Sie haben vom sorgsamen Umgang mit den Finanzen gesprochen, Frau 

Junker. Ich möchte hier im Rat an den sorgsamen Umgang mit der wichtigs-

ten Ressource in unserem sonst ressourcenarmen Kanton appellieren, näm-

lich die Ressource «Bildung». Wenn Sie hier sparen, sparen Sie definitiv am 

falschen Ort. Also reden Sie zu den einzelnen Projekten und nehmen Sie 

Stellung, warum genau dieses Projekt nicht nötig ist. 

 

Abstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 109 : 68 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), 

den Minderheitsantrag 35a von Thomas Schweizer abzulehnen.  

 

Abstimmung über die KEF-Erklärung 37 

Der Kantonsrat stimmt der Überweisung der KEF-Erklärung 37 mit 

89 : 88 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.  

 

Die Beratung der Vorlage 5978b wird abgebrochen. Fortsetzung der Bera-

tung an der Nachmittagssitzung.  

 

 

7. Verschiedenes 

 

Fraktions- und persönliche Erklärungen 

 

Fraktionserklärung der SVP zum Solarexpress 

Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen): Ich verlese Ihnen eine Fraktionserklä-

rung zum Thema «Alpine Solaranlagen vor dem Aus»: 
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Dem Solarexpress geht noch vor dem Start die Puste aus, während Deutsch-

land unter Strommangel ächzt. Die alpine Solaroffensive ist gescheitert, ein 

Paradebeispiel für grüne Träumereien, die an der Realität zerschellen. Wie 

in der Sonntagspresse zu lesen war, korrigiert die AXPO (Schweizer Ener-

gieunternehmen) ihre Erwartungen betreffend alpine Solaranlagen drastisch 

nach unten. Statt der geplanten 10 Terrawattstunden bis 2050 sollen es jetzt 

nur noch 0,81 sein. Mit Projekten, die trotz Subventionen unrentabel sind, 

lösen wir keine Winterstromlücke. Was bleibt, sind unerfüllbare Verspre-

chungen und teure Illusionen.  

Aber wie wollen wir die drohende Winterstromlücke schliessen? Mit Wind-

kraftanlagen, die in der Flaute stillstehen, oder mit verschneiten Solarpanels 

in den Alpen? Wie eine Dunkelflaute aussieht und welche verheerenden Wir-

kungen sie hat, konnte in den letzten Tagen in Deutschland beobachtet wer-

den. Tagelang standen die Windkraft-Anlagen still und die Photovoltaik-An-

lagen lieferten gleichzeitig keinen Strom. Die Folge: Massive Stromimporte 

wurden nötig und die Strompreise explodierten so massiv, dass selbst die 

sonst so friedfertigen Norweger und Schweden bei der deutschen Regierung 

protestierten. So sieht dann wohl die von den Linken stets geforderte euro-

päische Solidarität aus. Was wir sonst noch von Deutschland lernen können, 

ist, wie man eine einst stolze Industrienation innert wenigen Jahren mit einer 

verfehlten und ideologischen Energie- und Klimapolitik in den Ruin treibt. 

Die Deindustrialisierung in Deutschland ist nicht mehr nur ein Schreckge-

spenst, sondern bittere Realität. Aber offenbar wollen wir aus den Fehlern 

unserer nördlichen Nachbarn nichts lernen. Mit der geplanten Abschaltung 

des AKW Beznau im Jahr 2033 verlieren wir eine verlässliche Quelle für 

CO₂-armen Strom. Laut AXPO sollen dannzumal Gaskraftwerke mit 8 Tera-

wattstunden die Lücke füllen. Aber was bedeutet das? Noch mehr CO₂-

Emissionen, während grüne Ideologen uns im Kanton Zürich netto null 2040 

diktieren wollen. Die Absurdität ist offensichtlich: Man schafft CO₂-freie 

Atomkraftwerke ab und ersetzt diese mit klimaschädlichen Gaskraftwerken. 

Wir brauchen Lösungen, die funktionieren, nicht Träumereien, die scheitern. 

Unsere Vorfahren haben mit den AKW ist eine sichere, günstige und be-

währte Stromversorgung aufgebaut. Warum scheuen wir uns heute, diese Er-

folgsgeschichte weiterzuschreiben? Und währenddessen erhöht sich der 

CEO der AXPO, Christoph Brand, seinen Lohn auf 1,8 Millionen Franken, 

liefert aber nichts als Entschuldigungen, Ausflüchte und gescheiterte Pro-

jekte. Von einem Unternehmen, das von Steuerzahlern gestützt wird, erwar-

ten wir keine Alibiübungen, sondern Resultate. Es ist höchste Zeit für einen 

Kurswechsel.  
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Die SVP ergreift das Referendum gegen das unsinnige Netto-Null-Ziel 2040 

des Kantons Zürich. Jetzt, wo das Scheitern der Energiewende immer offen-

sichtlicher wird, sollte es auch dem Hinterletzten klar geworden sein: Netto 

null 2040 oder auch 2050 – seien wir heute grosszügig – ist nicht viel mehr 

als ein Hirngespenst. Wir müssen uns auf die bewährten Energieträger kon-

zentrieren. Die Schweiz braucht eine pragmatische Energiepolitik, die un-

sere Wirtschaft stärkt, nicht schwächt und die dafür sorgt, dass das Licht 

auch im Winter nicht ausgeht. Vielen Dank. 

 

Fraktionserklärung der Grünen zur Fraktionserklärung zur Energiever-

sorgung in der Schweiz 

David John Galeuchet (Grüne, Bülach): Ich kann das Votum von Herrn 

Weidmann hier nicht so im Raum stehenlassen. Ich möchte mich herzlich 

bedanken, dass er den sehr polemischen Artikel von Herrn Somm (Markus 

Somm in der «SonntagsZeitung» vom 14. Dezember 2024) so präzise wie-

dergegeben hat. Grüne Träumerei bei alpiner PV (Photovoltaik), ich glaube, 

da sind Sie definitiv im falschen Film. Die Ständeräte Noser (Ruedi Noser) 

und Rieder (Beat Rieder) haben diese alpine PV wahnsinnig schnell voran-

getrieben. Photovoltaik machen wir auf Dächern und Infrastruktur, dort 

macht sie Sinn, dort ist sie günstig. Für den Winter braucht es andere Alter-

nativen.  

Die SVP zeigt einmal mehr auf, dass sie keine Alternativen zum heutigen 

Energiesystem hat. Sie träumt von Atomanlagen, die erst in 40 Jahren fertig-

gestellt sind, wenn die Energiewende schon längstens erreicht ist (Zwischen-

rufe). Weiter auf Öl und Gas zu setzen wie bisher, über 10 Milliarden Fran-

ken pro Jahr in despotische und diktatorische Staaten senden, das kann es 

definitiv nicht sein. Wir müssen neue Wege gehen und die Schweizer Wirt-

schaft stärken und voranbringen. Nur das kann uns weiterhelfen. 

Dann komme ich gerne zum Problem «Deutschland»: Deutschland ist das 

Land, das am drittwenigsten Blackouts hat – weltweit –, also noch weit vor 

der Schweiz. Japan und Südkorea stehen noch besser da. Also Deutschland 

hat ein sehr stabiles Energiesystem. Und wir haben die grössten Batterien in 

Europa, abgesehen von Norwegen, und wir können die Energiewende schaf-

fen.  

Der einzige Punkt, in dem ich mit Ihnen übereinstimme, ist dieser Lohn von 

Herrn Brand. Da bin ich bei Ihnen, der ist viel zu hoch. Solche Löhne gehö-

ren sich nicht. 

 

Rücktrittserklärungen 

 

Rücktritt als Mitglied des Handelsgerichts von Othmar Strasser, Au 
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Ratssekretärin Monika Wicki verliest das Rücktrittsschreiben: «Am 13. 

März 1995 hat der Kantonsrat des Kantons Zürich den Unterzeichneten zum 

Handelsrichter der 1. Kammer, Banken und Versicherungen, des Handelsge-

richts des Kantons Zürich gewählt. 

Am 29. März 2025 wird der Unterzeichnete 70 Jahre alt, weshalb er nach 30-

jähriger Tätigkeit als Handelsrichter seinen Rücktritt auf den 29. März 2025 

erklärt.  

Hochachtungsvoll Prof. Dr. Othmar Strasser.» 

 

Rücktritt aus dem Kantonsrat von Franziska Barmettler, Zürich 

Ratspräsident Jürg Sulser: Sie haben am 30. September 2024 dem Rück-

trittsgesuch von Kantonsrätin Franziska Barmettler, Zürich, stattgegeben. 

Heute nun ist dieser Tag des Rücktritts gekommen. 

 

Ratssekretärin Monika Wicki verliest das Rücktrittsschreiben: «Aufgrund 

meiner neuen beruflichen Aufgabe ersuche ich um vorzeitigen Rücktritt aus 

dem Kantonsrat auf die Regelung meiner Nachfolge per 31. Dezember 2024. 

Im März 2019 wurde ich unerwartet vom vierten Listenplatz in den Rat ge-

wählt. Ich war an diesem Nachmittag in einem Tanzworkshop und habe erst 

danach die vielen Anrufe und Nachrichten auf meinem Natel bemerkt.  

Von Beginn weg durfte ich in der KEVU (Kommission für Energie, Verkehr 

und Umwelt) mitwirken. Ich konnte dort mein Wissen im Bereich Nachhal-

tigkeit sowie eine Wirtschaftsperspektive einbringen und mich für meine 

wahren Herzensangelegenheiten einsetzen. Die Klimaziele waren dabei stets 

mein Leitstern, verbunden mit der Überzeugung, dass die Wirtschaft von ei-

ner lösungsorientierten und wissenschaftsbasierten Klimapolitik profitiert – 

und umgekehrt, ganz im Sinne der grünliberalen Politik. Ich habe die kon-

struktive Zusammenarbeit in der Kommission sehr geschätzt und dabei viel 

über Politik und Gesellschaft gelernt. 

Obwohl ich mir oft gewünscht hätte, dass wir rascher vorankommen, haben 

wir bei den KEVU-Themen «Klima», «Energie» und «Kreislaufwirtschaft» 

in den letzten fünfeinhalb Jahren ziemlich vorwärtsgemacht. Mein Highlight 

war das neue Energiegesetz, wobei es mir wichtig war, dass wir eine breite 

Unterstützung erreichen und einen Weg finden, bei dem möglichst alle dabei 

sind. Das ist es, was mich an der Ratsarbeit am meisten angespornt hat: Wie 

können wir über Parteigrenzen hinweg Allianzen bilden für richtungswei-

sende Themen? 

Mein vorzeitiger Abschied aus dem Rat fällt mir nicht leicht. Es gibt noch so 

viele Chancen und Potenziale auf dem Weg hin zu einem Kanton, der unter 

dem Strich kein CO₂ mehr ausstösst, weniger Ressourcen verbraucht und ge-

rade auch deshalb erfolgreich bleibt. Mein Abschied aus dem Rat soll aber 
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keineswegs ein Abschied aus der Politik sein. Ich werde mich in meiner 

neuen beruflichen Tätigkeit weiterhin an der Schnittstelle von Wirtschaft 

und Politik engagieren.  

Ich möchte mich bei meiner Fraktion bedanken für das gemeinsame Politi-

sieren im Sinne unserer Sache. Ich konnte mich stets auf alle von euch ver-

lassen. Ich möchte Ihnen allen danken für die vielen Begegnungen und kon-

struktiven Auseinandersetzungen. Die Bevölkerung von Zürich ist sich der 

vielen Heinzelfrauen und -männer gar nicht bewusst, die so viel Fleiss und 

Engagement in unser gemeinschaftliches Miteinander investieren. Die De-

mokratie im Kanton Zürich funktioniert sehr gut, und ich bin dankbar dafür, 

dass ich in den letzten Jahren dazu beitragen durfte. Tragen Sie weiterhin 

Sorge dazu, sie ist gerade in der aktuellen globalen Gemengelage ein kost-

bares Gut, das es zu bewahren gilt.» 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Die Digitalisierung mag ihre Vorteile haben, in 

diesem Fall allerdings nimmt sie uns ein Ratsmitglied. Die im Rücktritts-

schreiben von Franziska Barmettler erwähnte neue berufliche Aufgabe ist 

nämlich, wie Sie ja vermutlich wissen, jene der CEO von Digital Switzer-

land.  

Franziska ist 2019 als Vertreterin der Zürcher Stadtkreise 1 und 2 in den Rat 

gewählt worden. Sie hat sich hier rasch etabliert, vor allem als engagierte 

Politikerin in Fragen der Nachhaltigkeit, mit denen sie sich länger auch be-

ruflich befasst hat. Franziska hat gezeigt, dass sie in diesen Fragen über ein 

breites Wissen verfügt und dieses auch gut vermitteln kann. Und sie verstand 

es auch, ihre Haltung sehr prägnant zusammenzufassen. Als beispielsweise 

einmal in einer Debatte über die Windenergie von einer «Verspargelung» 

der Schweiz gewarnt wurde, bemerkte sie: «Besser die Schweiz verspargeln 

als verstrahlen.» 

Die GLP-Fraktion attestiert Franziska ebenfalls, sie mit klaren und humor-

vollen Voten auch in schwierigen Dossiers pointiert vertreten zu haben. Die 

Fraktion räumt dabei ein, es ihr nicht immer einfach gemacht zu haben, bei-

spielsweise beim Flughafen-Dossier. Franziska habe mit ihrer ruhigen und 

sehr klaren Art aber jede Herausforderung in Angriff genommen.  

Eine gute Nachricht ist der Rücktritt von Franziska wohl höchstens für jene 

Kolleginnen in diesem Rat, die schon länger auf den Sieg beim Frauen-Kan-

tonsratslauf gehofft haben. Da hat Franziska als ehemaliges Mitglied des Na-

tionalkaders der Sprinterinnen nämlich in den letzten Jahren gezeigt, dass sie 

auch über Ausdauer verfügt und praktisch nicht zu schlagen ist.  

Ich wünsche dir, Franziska, dass du auch in Zukunft deine Kenntnisse und 

deine Ausdauer gewinnbringend einsetzen kannst. Und ich danke dir sehr 
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herzlich für deine Arbeit in der KEVU und im Rat. Ich wünsche dir alles 

Gute. (Applaus) 

 

 

Schluss der Sitzung: 12.00 Uhr 

 

 

Es findet eine Nachmittagssitzung mit Beginn um 14.30 Uhr statt. 

 

 

Zürich, den 16. Dezember 2024 Die Protokollführerin: 

 Heidi Baumann 
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